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Jobcenter bleiben
Bundesministerium für Arbeit, Pres-
semitteilung vom 16.7. rül. Bund und 
Länder haben sich auf eine grundsätz-
liche Beibehaltung der Struktur und 
Arbeitsweise der Jobcenter geeinigt. 
Das teilte das Bundesarbeitsministe-
rium nach einer Konferenz der Ar-
beits- und Sozialminister von Bund 
und Ländern mit. Mit 16:0 habe sich die 
Konferenz darauf verständigt, die Zahl 
der sog. „Optionskommunen“, das sind 
Kommunen, die die Arbeit der Jobcen-
ter weitgehend in kommunaler Hand 
abwickeln, im Prinzip beizubehalten. 
Zur Zeit gibt es 69 solcher „Options-
kommunen“. Alle anderen Jobcenter, 
bei denen Kommunen und Agentur für 
Arbeit mit gleichen Stimmrechten in 
sogenannten „Trägerversammlungen“ 
die Arbeit steuern, bleiben im Prinzip 
unverändert erhalten. Das Bundes-
verfassunsgericht hatte kürzlich diese 
Arbeitsstruktur als teilweise verfas-
sungswidrig eingestuft, weil eine klare 
Abgrenzung der Zuständigkeiten von 
Kommunen und Agentur für Arbeit   
fehle. Dieser Kritik soll jetzt durch eine 
einvernehmliche Verfassungsände-
rung und ergänzende Änderungen im 
Sozialgesetzbuch II Rechnung getra-
gen werden. Das Bundesarbeitsminis-
terium soll jetzt in Kürze die entspre-
chenden Gesetzentwürfe vorlegen.

Immer mehr Billigkräfte in 
Ministerien
Spiegel Online, 24.7. rül. Der Bun-
destag und die Bundesministerien be-
schäftigen immer mehr Billigkräfte. 
Seit 2001 hat sich die Zahl der ein-
gesetzten Leih- und Zeitkräfte mehr 
als verachtfacht. Das hat eine Anfra-
ge der Abgeordneten der Linkspartei 
Sabine Zimmermann ergeben. In der 
Antwort auf die Anfrage der Abgeord-
neten räumt die Bundesregierung ein, 
dass die Zahl der Zeitarbeiter in allen 
Bundesministerien von 31 im Jahr 2001 
bis 2007 auf insgesamt 247 gestiegen ist. 
Auch im Bundestag nahm die Zahl der 
Zeitbeschäftigten zu, von 18 auf 28,7 
im Jahr 2007. Die Ausweitung von Zeit-
arbeit ist eine Folge der Änderung des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
(AÜG) durch die rot-grüne Bundesre-
gierung in 2002. Angeblich soll damit 
die „Flexibilität“ der Unternehmen er-
höht und der „Ausgleich von Auftrags-
spitzen“ erleichtert werden.

Debatte um Sozialtarife bei der 
Energie
diverse, 28.7. alk. Über „Bild am Sonn-
tag“ äußerte sich der DGB-Vorsitzende 
Michael Sommer: „Es droht der erste 
Winter seit langem zu werden, in dem 

zehntausende Deutsche frieren müs-
sen. Aufgrund der drastisch gestiege-
nen Energiepreise dürften viele Mie-
ter, Wohnungs- und Hauseigentümer 
ihre Kosten für Heizöl, Gas oder Kohle 
nicht mehr bezahlen können.“ Schon 
vor der Öl-, Gas- und Kohlepreisexplo-
sion wurden nach neuesten Untersu-
chungen 840.000 Haushalten pro Jahr 
Strom und Gas wegen Zahlungsrück-
ständen zeitweise gesperrt. Deshalb 
könnte es in diesem Winter nach den 
Preiserhöhungen für Energien knüp-
peldick kommen, fürchtet Michael 
Sommer. Sommer: „Frieren ist genau-
so schlimm wie hungern. Das kann 
keine Regierung hinnehmen.“ Sommer 
fordert eine Gesamtstrategie, zu der 
auch kurzfristig bereits im Winter wir-
kende Maßnahmen gehören müssten: 
„Sinnvoll wären vernünftig gestaltete 
Sozialtarife für den häuslichen Bedarf 
an Heizung und Strom, die gleichzeitig 
Anreiz zum Sparen geben. Ein eng 
bemessener, nach Haushaltsgröße ge-
staffelter Grundbedarf könnte deut-
lich für alle verbilligt werden. Das gäbe 
einen starken Anreiz zum Sparen und 
würde so auch der Umwelt helfen.“ Die 
Sozialtarife könnten aus den rapide 
gestiegenen Gewinnen der Versorger 
finanziert werden. Es werden keine 
Steuermittel benötigt, sondern die 
Versorger verpflichtet, eine festgelegte 
Menge zu einem niedrigeren Preis an 
jeden Haushalt abzugeben, was erheb-
lich Bürokratie spart. Bei Öl- und Koh-
leheizung könnte man mit Gutscheinen 
pro Haushalt arbeiten. Darüber hinaus 
fordert der DGB die Wiedereinführung 
der Pendlerpauschale.

Auch der Fraktionschef der Linken, 
Gregor Gysi, schließt sich an. Er be-
fürchtet im kommenden Winter sogar 
Kältetote in Deutschland. Die Politik 
müsse „die Energiekonzerne zwingen, 
Sozialtarife anzubieten, damit wir in 
Deutschland keine Kältetoten bekom-
men“, sagte Gysi dem „Tagesspiegel 
am Sonntag“. Die Gefahr, dass einige 
arme Menschen erfrieren, bestehe tat-
sächlich, sagte Gysi mit Verweis auf die 
drastische Erhöhung der Gaspreise.
Auch aus der SPD gibt es seit längerem 
ähnliche Äußerungen. Umweltminister 
Gabriel redet schon seit geraumer Zeit 
von Sozialtarifen; einen Gesetzent-
wurf hat er allerdings nicht vorgelegt; 
er wäre auch gar nicht zuständig. Nun 
hat SPD-Vorstandsmitglied Hermann 
Scheer eine Gesetzesinitiative für So-
zialtarife angekündigt. „Wir wollen 
erreichen, dass Bundestagsfraktion 
und Bundespartei ab September ei-
nen Gesetzentwurf für Sozialtarife bei 
Strom und Heizung ausarbeiten“, sagte 
Scheer ebenfalls der „Bild am Sonn-
tag“. Scheer hat mit der hessischen 
SPD-Vorsitzenden Andrea Ypsilanti 
ein Energiekonzept erarbeitet hat, in 
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dem unter anderem Gratis-Strommen-
gen für Haushalte vorgesehen sind. 

Der Präsident des Deutschen Städ-
tetags, der Münchner OB Ude (auch 
SPD), kritisiert dagegen die Debat-
te um „Sozialtarife“ bei Strom- und 
Gaspreisen. Würden tatsächlich nur 
Bedürftige berücksichtigt, müssten 
die Sozialverwaltungen entsprechende 
Mitteilungen an die Energieversorger 
machen, was bürokratisch sei und da-
tenschutzrechtlich problematisch. Im 
anderen Fall gäbe es unerwünschte 
Mitnahmeeffekte. „Wenn die Tarifge-
staltung insgesamt aufkommensneut-
ral gestaltet werden soll, besteht die re-
alistische Gefahr, dass beispielsweise 
eine alleinerziehende Mutter mit drei 
Kindern voll in die Preisprogression 
hineingerät, während ein Spitzenver-
diener mit Single-Haushalt vielleicht 
mit dem verbilligten Kontingent aus-
kommt“, sagte Ude. Eher Vorwände, die 
am vorgeschlagenen Konzept vorbeige-
hen. Das für ihn eigentliche Argument 
bringt Ude dann: Die international 
agierenden Energiekonzerne würden 
sich keine Vorschriften machen lassen, 
und die kommunalen Unternehmen, die 
solche Tarife dann anbieten müssten, 
hätten „Wettbewerbsnachteile“ – die 
Münchner Stadtwerke z.B. sind ziem-
lich einträglich für die Stadtkasse.

Aus den Wirtschaftsverbänden kom-
men vor allem ordnungspolitische Ein-
wände: Der Staat solle sich aus der 
Preisgestaltung raushalten, wichtiger 
wären Investitionen in Wärmedäm-
mung und andere energiesparende 
Maßnahmen.

Wohnungslosigkeit geht zurück, aber 
weiterhin Probleme
www.bagw.de, 3.6. alk. Es ist richtig, 
dass aufgrund der guten präventiven 
Arbeit von Kommunen und Freien Trä-
gern der Wohnungslosenhilfe sowie der 
in zahlreichen Regionen Deutschlands 
relativ entspannten Wohnungsmärkte 
die Wohnungslosigkeit im letzten Jahr-
zehnt deutlich rückgängig gewesen ist. 
Dies ist aber nach Erkenntnissen der 
BAG Wohnungslosenhilfe e.V. (BAG W), 
auf deren Schätzung der Wohnungs-
losen in dem Armuts- und Reichtums-
bericht der Bundesregierung Bezug 
genommen wird, nur eine Wahrheit. 
„Die Zahl der von Wohnungsverlust 
bedrohten Menschen fehlt vollständig 
im Bericht, obwohl die BAG W darauf 
hingewiesen hat“, erklärte Winfried 
Uhrig, Vorsitzender der BAG W. „Dies 
sind nach unserer Schätzung zwischen 

60.000 und 120.000 Haushalte mit min-
destens 120.000 bis zu 235.000 Per-
sonen.“ Es gebe zahlreiche Probleme 
bei der Umsetzung der gesetzlichen 
Regelungen zu den Wohnkosten, die 
insbesondere die wohnungslosen Men-
schen, aber auch viele andere Sozial-
hilfebezieher treffen. Dies habe eine im 
März und April 2007 von der BAG W 
durchgeführte Blitzumfrage ergeben. 

Nachfolgend die wichtigsten Ergeb-
nisse dieser Umfrage, die auch an die 
Bundesregierung weitergeleitet wor-
den sind: Bei Überschreitung der soge-
nannten angemessenen Miete müssen 
die Überschreitungsbeiträge aus dem 
Regelsatz bezahlt werden. Die Mieto-
bergrenzen sind aber vielerorts unan-
gemessen, werden nicht angepasst bzw. 
sind nicht an den örtlichen Mietspie-
geln angelehnt. Mietkautionen werden 
ausschließlich auf Darlehensbasis ge-
währt und sofort mit Beginn des ALG 
II-Bezuges fällig. Dies ist ein eindeu-
tiger Verstoß gegen geltendes Recht 
und treibt die betroffenen Haushalte 
weiter in die Verschuldung. Es gibt 
häufig eine pauschale Begrenzung der 
Nebenkosten, die aber nicht der Reali-
tät entspricht. Die tatsächlichen Heiz- 
und Nebenkosten werden vielerorts 
nicht übernommen.

Polen, Tschechien: US-Raketen-
schutzschild
huh. Die Anfang Juli zunächst un-
terbrochenen Verhandlungen zwi-
schen der polnischen und der ameri-
kanischen Regierung über die dortige 
Teilstationierung eines US-Raketen-
schutzschildes sind mittlerweile wie-
der aufgenommen worden. Vor diesem 
Hintergrund zeichnen sich in Osteur-
opa drei Konstellationen immer deut-
licher ab. Erstens. Russland hat im 
Mai seine strategische Partnerschaft 
mit der VR China bekräftigt – beide 
gaben eine gemeinsame Erklärung ge-
gen diese Raketen-Pläne ab. Zweitens 

wurde (mit Blick auf die zwischenzeit-
lichen Verhandlungen zwischen der 
litauischen und der amerikanischen 
Regierung über eine alternative Teil-
stationierung im Baltikum) die ent-
sprechende Gegenpositionierung von 
eigenen Raketenrampen angekündi-
gt: in Weißrussland (aufgrund einer 
unterstellbaren Einwilligung) und im 
Gebiet Kaliningrad. 

Zweitens. Die amerikanische Regie-
rung soll bis Ende August ein Ultima-
tum für den Ausgang der Verhand-
lungen in ihrem Sinne gestellt haben. 
Ministerpräsident Tusk hatte Anfang 
Juli die gleichgewichtige Behandlung 
der polnischen Sicherheitsinteressen 
gefordert: „Der Aufbau eines Rake-
tenschutzschildes in Polen trägt vor 
allem zur Sicherheit der USA bei.“ 
(Schweizmagazin – Sankt Gallen/War-
schau, 4.7.2008) Jenseits dieser Erklä-
rung finden sich noch deutlichere Ver-
lautbarungen: „Je näher das Verhand-
lungsende rückt, desto öfter wird in 
Polen betont, das Land dürfe sich beim 
Raketenschild nicht mehr so blauäugig 
zeigen wie zuvor beim Irakkrieg oder 
beim Kauf von Dutzenden gebrauchten  
F-16 Militärflugzeugen von den USA. 
In beiden Fällen sei … das Blaue vom 
Himmel versprochen worden, warnen 
Publizisten wie Militärs, doch seien 
dabei für die Polen weder wirtschaft-
liche noch politische Vorteile entstan-
den.“ (Der Standard – 13.7.2008)

Drittens. Wie schon früher sehen we-
der Polen noch Tschechien ihre Sicher-
heit ausreichend durch die EU bzw. die 
EU-Natopartner gewahrt. Der tsche-
chische Staatspräsident V. Klaus hat 
das Anfang Juli noch einmal wie folgt 
verdeutlicht: „(…) ‚Ich erachte [die US-
Radarstation bei Plzen] … als ein kit-
tendes Element unserer Partnerschaft 
mit den USA‘… Die Sicherheit Tsche-
chiens müsse auf zwei Beinen ste-
hen, nicht nur auf dem europäischen, 
sondern auch auf Kontakten mit den 
USA.“ (Der Standard – 9.7.2008) 

Die nächste Ausgabe der Politischen 
Berichte erscheint am 11. September.
Redaktionsschluss: 6. September.
Artikelvorschläge und Absprachen über 
pb@gnn-verlage.de. Tel: 0711/3040595, 
freitags von 7 bis 12 Uhr.

So soll es funktionieren: 
Aus dem Iran gestar-
tete Rakete mit Ziel USA 
wird von einem Militär
satelliten geortet, das in 
Tschechien stationierte 
Radar erfasst die Flug-
bahn und eine Abfang
rakete aus dem Stütz-
punkt in Polen erhält 
die Daten und soll die 
feindliche Rakete zer-
stören. Abgesehen von 
den politischen Proble-
men gibt es auch jede 
Menge technische: Zum 
Beispiel was passiert 
mit den Trümmern einer 
atomar bestückten Ra-
kete? Quelle: Deutsche 
Welle, 20.3.2007.
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Der US-Häusermarkt ist weiter  
am Boden

Der US-Markt für Eigenheime ist im-
mer noch Gegenstand weltweiter Auf-
merksamkeit, auch an den Börsen. Als 
am 25. Juli das Statistische Amt der 
USA und das Wohnungsbauministe-
rium neue Zahlen vorlegten, schossen 
die Kurse an den US-Aktienbörsen 
Minuten später erleichtert in die Höhe. 
Die an den Börsen als „gut“ eingestufte 
Nachricht war: im Juni wurden in den 
USA 530.000 neue Einfamilienhäuser 
verkauft. Das waren „nur“ 0,6 Prozent 
weniger als im Vormonat. Seit Januar 
wurden in den USA damit bisher in 
jedem Monat zwischen 500.000 und 
600.000 neue Einfamilienhäuser ver-
kauft. Soweit die „gute Nachricht“. 
Zum Vergleich: Hierzulande wurden 
im gesamten Jahr 2007 etwa 185.000 
neue Wohnungen gebaut.

Die schlechte Nachricht: Verglichen 
mit 2007 lagen die Verkaufszahlen in 
den USA von Januar und Juni bisher 
regelmäßig 25 bis 33 Prozent niedriger 
als im jeweiligen Vorjahresmonat. 2007 
wurden in den USA in jedem Monat 
durchschnittlich 776.000 neue Einfa-
milienhäuser verkauft. 2006 lag die 
Zahl der neu verkauften Einfamilien-
häuser sogar über 1 Million im Monat.

Auch die Preise für Einfamilienhäu-
ser – alte wie neue – fallen weiter. 
Am 22. Juli hatte die US-Bauaufsicht 
OFHEO einen Rückgang der Immobi-
lienpreise im Mai 2008 von 0,3% ge-
genüber dem Vormonat gemeldet. Auch 
hier gab es eine „gute“ Nachricht: Ex-
perten hatten einen deutlich stärkeren 
Preisverfall befürchtet. Die schlechte 
Nachricht: in vielen US-Großstädten, 
besonders in von der Eigenheim-Krise 
besonders gebeutelten Südstaaten, in 
Florida und in Kalifornien lagen im 
Juli die Eigenheimpreise 20 bis 30% 
unter Vorjahresniveau.
Die Auswirkungen dieser Entwicklung 
sind vielfältig und allesamt schlecht. 

Erstens sinkt mit dem Preisverfall für 
neugebaute Eigenheime auch der Wert 
aller Eigenheime in den USA. 

Einige Auswirkungen

Viele Eigenheimbesitzer haben ihr 
Wohneigentum als Sicherheit für Kon-
sumentenkredite, z.B. Autokredite, 
eingesetzt. Weil der Wert ihrer Woh-
nungen sinkt, sinkt nun auch die Si-
cherheit für alle bereits getätigten und 
für neue Konsumentenkredite. Schon 
jetzt liegt die vorwiegend durch Raten-
kredite finanzierte Autokonjunktur 
in den USA am Boden. Die Verkaufs-
zahlen der durch den Anstieg der Öl- 
und Benzinpreise ohnehin kostspielig 
gewordenen großen Benzinschlucker 
fallen ins Bodenlose. Noch vor wenigen 
Jahren als Inbegriff amerikanischer 
industrieller Größe geltende Weltkon-
zerne wie General Motors und Ford 
kämpfen heute um ihr Überleben.

Zweitens steigt die Zahl der US-Fa-
milien, die – parallel zum Preisverfall 
der Wohnungen – ihre wegen der Sub-
prime-Krise steigenden Hypotheken-
zinsen nicht mehr zahlen können. Der 
Branchendienst „RealtyTrac“ meldete 
am 20. Juli, im Juni habe es landesweit 
252.000 Vollstreckungen, sprich Insol-
venzen, gegen US-Eigenheimbesitzer 
gegeben. Verglichen mit der Zahl der 
Neuverkäufe heißt das: Auf jeden zwei-
ten Verkauf eines neuen Einfamilien-
hauses kam im Juni 2008 in den USA 
eine Zwangsvollstreckung. Im Juni 
2007, bei Beginn der „Subprime-Kri-
se“, hatte die Zahl der Zwangsvollstre-
ckungen gegen Einfamilienhausbesit-
zer noch 53 Prozent niedriger gelegen. 
Das Verhältnis zwischen Neukäufen 
und Zwangsvollstreckungen lag da-
mals bei 6 zu 1.

Auch hier gibt es eine „gute“ Nach-
richt: Die Zahl der Zwangsvollstre-
ckungen lag damit nämlich im Juni 
um 3 Prozent niedriger als im Vormo-
nat Mai. Trotzdem ist die steigende 

Zahl solcher Zwangsvollstreckungen 
inzwischen landesweit beunruhigend 
und ein Wahlkampfthema geworden. 
Die höchsten Insolvenzzahlen melden 
dabei die Südstaaten sowie Florida, 
Kalifornien, Nevada usw. Die mit Ab-
stand höchste Rate von Zwangsvoll-
streckungen wies zum 18. Mal in Folge 
der US-Bundesstaat Nevada auf. Hier 
war jeder 122. Haushalt von Insolvenz 
bedroht. In Kalifornien, dem Staat mit 
der landesweit zweithöchsten Rate an 
Zwangsvollstreckungen, war im Juni 
„nur“ jeder 192. Haushalt bedroht. Ge-
genüber dem Vorjahr bedeutete das in 
diesem Bundesstaat einen Anstieg der 
Zwangsvollstreckungen gegen Haus-
besitzer um 77 Prozent. Im gesamten 
Staatsgebiet der USA war im Juni je-
der 501. Haushalt von Zwangsvollstre-
ckung bedroht.

Zum Vergleich: 2007 gab es in 
Deutschland etwa 105.000 Verbrau-
cher-Insolvenzen. Wie viele davon mit 
dem Verlust der eigenen Wohnung ver-
bunden waren, ist nicht bekannt. Die 
Zahl der im gleichen Jahr neu gebauten 
Wohnungen lag laut Statistischem 
Bundesamt bei 185.000.

Manche „Schreckensmeldung“ aus 
den USA wirkt hierzulande eher wie 
eine „Zurück-zu-normal“-Nachricht. 
So berichtete der im Besitz des New 
Yorker Bürgermeisters befindliche 
Börsendienst „Bloomberg“ unlängst, 
in den USA werde neuerdings ein Ei-
genanteil an der Gesamtfinanzierung 
des neuen Eigenheims von 20% ver-
langt (16.7.08). Das ist hierzulande seit 
Jahren gang und gäbe.

Noch ein Vergleich: In den letzten 25 
Jahren haben sich die nominalen Preise 
für Eigenheime in Deutschland etwa 
verdoppelt. In den USA waren sie im 
Sommer 2007 auf das Fünffache des 
Niveaus von Anfang der 80er Jahre ge-
stiegen. Wenn sie jetzt, ein Jahr später, 
um landesweit ca. 30% gefallen sind, 
bedeutet das für die Betroffenen zwar 

US-Immobilien- und Bankenkrise geht weiter
Häusermarkt am Boden, Hypothekenbanken knapp gerettet
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enorme Verluste, gegenüber dem Preis-
niveau in den USA Anfang der 80er 
Jahre aber noch immer einen stärkeren 
Preisanstieg als in Deutschland.

Am Boden, aber nicht mehr im  
freien Fall?

Alles in allem erwecken diese Nach-
richten den Eindruck: Die US-Immo-
bilienwirtschaft ist am Boden, aber 
nicht mehr im freien Fall. Immerhin: 
Nach Schätzungen von Statistikern be-
deutete der Einbruch in der Immobili-
enwirtschaft im ersten Quartal 2008 
rund 1,6 Prozent weniger Wachstums 
des US-Bruttoinlandprodukts. Auch 
die Bauwirtschaft leidet, die Gewinn-
warnungen von Bauunternehmen neh-
men rapide zu, eine Pleitewelle wird 
erwartet. Ein Anstieg der Sparquote 
der privaten US-Haushalte sei unver-
meidbar, heißt es. Konsum ohne fi-
nanzielle Rücklagen, nur mit vielen 
Scheckkarten und Krediten, das sei in 
den USA nun vorbei.

Auf der anderen Seite mehren sich 
die Stimmen, die wieder Silberstrei-
fen am Konjunkturhorizont malen. 
Die US-Zentralbank hat ihre Kon-
junkturprognose angehoben. Für das 
2. Quartal wird nun 2% BIP-Wachstum 
erwartet, nach 1% im 1. Quartal. Der 
US-Einzelhandelsumsatz ist im Juni 
gestiegen, zwar nur um 0,1%, aber da-
mit im vierten Monat in Folge. Ohne 
den Einbruch im Automarkt wäre der 
Einzelhandelsumsatz im Juni sogar um 
0,8% gestiegen. Die massiven Steuer-
gutschriften, die der US-Kongress im 
Frühjahr verabschiedet hatte, um eine 
Rezession zu vermeiden, würden nun 
ausgabewirksam, heißt es zur Erklä-
rung. Auch international wächst der 
Optimismus. Der IWF hob Mitte Juli 
seine Wachstumserwartungen für die 
Weltwirtschaft von 3,7% auf 4,1% glo-
bales Wachstum im Gesamtjahr 2008 
an. Für die USA rechnet der IWF mit 
1,3% Wachstum im Jahresdurchschnitt. 
Vorher hatte er nur 0,5% erwartet.

Finanz- und Bankenkrisen gehen weiter

Ganz anders sieht die Lage dagegen im 
Bankensektor aus. Im Geldgewerbe geht 
es weiter drunter und drüber. Mitte Juli 
brach die kalifornische Geschäfts- und 
Hypothekenbank Indymac zusammen. 
Indymac ist die größte Bank im Raum 
Los Angeles und die größte börsenno-
tierte Hypothekenbank in den USA. 
Mehr als 200.000 Kunden stürmten die 
Bankniederlassungen, um ihr Geld zu 
retten. Auch wenn alle Guthaben bis 
100.000 Dollar durch staatliche Ga-
rantien gesichert sind: Die Aktien der 
Bank sind derzeit keinen Penny wert, 
und wer mehr als 100.000 Dollar auf 
dieser Bank zurückgelegt hatte, wird 
sein Geld oberhalb der 100.000 Dollar 
nicht wiedersehen. Die Bankaufsicht 
spricht von etwa 1 Milliarde Dollar, die 
10.000 reiche Kunden der Bank verloren 

Barack Obama – Unter der Über-
schrift „Amerikas Versprechen hal-
ten. Die Mittelklasse stärken“ fin-
det sich im Internet unter www.ba-
rackobama.com das Programm des 
Kandidaten der Demokratischen 
Partei, Barack Obama. Ein Kapitel 
ist dabei dem „Schutz des Hausbe-
sitzes“ gewidmet. 2,5 Millionen US-
Hausbesitzern drohe der Verlust ihres 
Eigenheims, heißt es da. Millionen 
weitere Hausbesitzer hätten Verluste 
von über 160 Milliarden Dollar durch 
den Wertverfall ihres Eigentums er-
litten. Ein 10 Milliarden-Dollar Not-
fall-Fond müsse geschaffen werden, 
um in Zahlungsnot geratene Haus-
besitzer bei der Neuverhandlung 
ihrer Hypothekenkredite staatlich 
zu unterstützen. Steuervorteile bei 
Hypothekenschulden, die bisher auf 
Hausbesitzer mit über 50.000 Dollar 
Jahreseinkommen begrenzt waren, 
sollen künftig auch für Familien mit 
geringem Einkommen gelten. 10 Mil-
lionen US-Bürger sollen so 500 Dol-
lar weniger Steuern pro Jahr zahlen. 
Drittens soll das Volumen staatlich 
garantierter, zinsgünstiger Hypothe-
kenkredite um 10 Milliarden Dollar 
erhöht werden, damit Hausbesitzer 
bei der Umschuldung der etwa 1,7 
Millionen Hypothekenverträge, die in 
den Jahren 2008 und 2009 auslaufen, 
darauf zurückgreifen können, um 
ihre Zinslast zu mildern. 

Schließlich soll die Beratung beim 

Erwerb von Hauseigentum verbes-
sert, die Aufsicht über die Hypo-
thekenbanken verschärft und die 
Strafverfolgung für betrügerische 
Praktiken bei Immobilien- und Kon-
sumentenkrediten erheblich ausge-
weitet werden.

John McCain –  Die Vorstellungen des 
republikanischen Präsidentschafts-
kandidaten finden sich im Internet 
unter www.johnmccain.com. Es gebe 
nichts wichtigeres als die Aufrechter-
haltung des amerikanischen Traums 
vom eigenen Heim, heißt es dort im 
Abschnitt „Arbeitsplätze für Ame-
rika. Der Wirtschaftsplan von John 
McCain“, Zwischentitel „Home Plan“ 
(zu deutsch: „Heim-Plan“).

Erster Punkt ist die Forderung, kein 
Geld der Steuerzahler zur Rettung 
von Spekulanten oder leichtsinnigen 
Finanzmarkt-Akteuren auszugeben. 
Unterstützung dürfe es nur für Haus-
besitzer selbst geben, für Banken nur, 
soweit damit „systembedingte“ Ri-
siken abgedeckt würden.

Zweiter und zugleich letzter Punkt 
ist die Forderung, zinsverbilligte, 
staatlich garantierte Hypothekenkre-
dite in nicht genannter Höhe an etwa 
200.000 bis 400.000 US-Hausbesitzer 
auszugeben, die durch die Subprime-
Krise unverschuldet in Not geraten 
seien und nun umschulden müssten. 
Außerdem sollten die Kommunen sol-
chen Hausbesitzern helfen.

haben. Aus Angst vor einer drohenden 
Pleite hatten Anleger in den elf Tagen 
vor der Insolvenz bereits 1,3 Milliarden 
Dollar von dieser Bank abgehoben und 
damit das befürchtete Unglück selbst 
herbeigeführt. Die Indymac-Pleite gilt 
inzwischen als größter US-Banken-
crash seit 1984 und zweitgrößter Ban-
kencrash in den USA überhaupt.

Schon vor der Indymac-Pleite waren 
mehrere regionale Banken und Spar-
kassen Pleite gegangen. Die Bundes-
Einlagesicherungs-Behörde FDIC soll 
nach Presseberichten interne Listen 
von bis zu 90 gefährdeten Banken füh-
ren, 53 Milliarden Dollar als „Feuer-
wehrfonds“ beiseite gelegt und 140 zu-
sätzliche Fachleute eingestellt haben, 
um weitere Insolvenzen zu vermeiden.

Härtere Strafverfolgung und Spekulati-
ons-Verbote

Um eine Wiederholung des Indymac-
Desasters zu vermeiden, greifen jetzt 
auch die Strafverfolgungsbehörden 
und die Bankenaufsicht härter durch. 
Das FBI ermittelt gegen Verantwort-
liche von Indymac, aber auch gegen 
21 weitere, zum Teil große US-Fi-
nanzkonzerne. Mehr als 400 Personen 

wurden landesweit seit März bereits 
wegen Bilanzbetrug und Insiderhan-
del – zum Teil zu Lasten der eigenen 
Bank – angeklagt. Mitte Juli forderte 
die US-Börsenaufsicht SEC eine Reihe 
von großen Investmentbanken, dar-
unter bekannte Namen wie Goldman 
Sachs, Merrill Lynch und die US-Nie-
derlassung der Deutschen Bank, sowie 
50 Hedgefonds unter Strafandrohung 
auf, interne Akten, Dokumente und 
Emails herauszurücken. Der Verdacht 
gegen die Firmen: illegale Marktma-
nipulationen.

Die „Stimmungsmacher“ an den Bör-
sen kommen immer mehr unter Ver-
dacht, die Finanzkrise durch gezieltes 
Verbreiten von Panikgerüchten weiter 
anzuheizen, um so Geschäfte zu ma-
chen. So sollen Goldman Sachs, Merrill 
Lynch und die Deutsche Bank gezielt 
negative Gerüchte verbreitet haben, 
um ihren Rivalen wie Lehman Brothers 
und Bear Stearns das Leben schwer zu 
machen. Lehman Brothers kämpft seit 
Monaten gegen Gerüchte, die Großbank 
stehe vor dem Aus. Ihr Aktienkurs ist 
in diesem Jahr bereits um 70% gefallen. 
Bear Stearns war im März kurz vor 
einer drohenden Zahlungsunfähigkeit 

Was sagen die Präsidentschafts-Kandidaten?
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von der Konkurrenzbank JP Morgan 
übernommen worden, nachdem die 
Aktienkurse der Bank binnen weniger 
Tage nahezu implodiert waren.

Gleichzeitig verbot die US-Börsen-
aufsicht das sogenannte „Naked short 
selling“ von Papieren der beiden größ-
ten US-Hypothekenversicherer Fannie 
Mae und Freddie Mac sowie von 17 
weiteren Wall-Street-Firmen. „Naked 
Short Selling“, auf deutsch „ungedeck-
te Leerverkäufe“ meint: Spekulanten 
bieten für einen Termin in naher Zu-
kunft Aktien irgendeiner Firma zum 
Verkauf, ohne die Aktien dieser Firma 
überhaupt zu besitzen. Die Nachricht 
der Verkaufsangebote soll den Kurs der 
Papiere nach unten schicken. Die Spe-
kulanten, die zum Zeitpunkt der Ver-
kaufsorder Papiere dieser Firmen nur 
geliehen haben, verkaufen diese dann 
sofort in der Hoffnung auf fallende 
Preise, um sie später billiger zurück-
zukaufen und dann an den ursprüng-
lichen Verleiher zurück zu geben – mit 
beträchtlichem Gewinn.

Solche Börsengeschäfte sind seit dem 
holländischen Tulpen-Crash von 1637 
auch literarisch immer wieder Thema 
gewesen. In den USA waren solche Ge-
schäfte seit 1938 bei fallenden Kursen 
verboten, nachdem in der Weltwirt-
schaftskrise Spekulanten damit die 
Geld- und Börsenkrise noch weiter 
vertieft und sich zugleich eine goldene 
Nase verdient hatten. Erst im Juli 2007 
hatte die US-Regierung dieses Verbot 
unter dem Druck von Hedgefonds wie-
der aufgehoben. Jetzt hat die SEC das 
Verbot solcher Geschäfte für eine Reihe 
von Bankpapieren wieder eingeführt. 
Das Verbot ist zunächst bis 29. Juli be-
fristet, kann aber um weitere 30 Tage 
verlängert werden. Mehrere Hedge-
fonds haben bereits eine Rücknahme 
des Verbots verlangt.

Fannie Mae, Freddie Mac

Ob die Hedgefonds mit dieser Forde-
rung Erfolg haben, bleibt abzuwarten. 
Denn Mitte Juli gerieten auch die bei-
den größten Hypothekenbanken der 
Welt, die US-Banken Fannie Mae und 
Freddie Mac, ins Straucheln. Fannie 
Mae und Freddie Mac sind, wie in die-
ser Zeitschrift schon berichtet, halb 
staatliche, halb private Hypotheken-
banken. Ihre Geschichte geht zurück 
auf den „New Deal“ der 30er Jahre 
des 20. Jahrhunderts, als US-Präsident 
Roosevelt zur Überwindung der Welt-
wirtschaftskrise einen staatlich regu-
lierten, zweiten Markt für Hypothe-
kenkrediten schaffen wollte, um so den 
Bau privater Eigenheime anzukurbeln. 
Inzwischen gehören beide Banken zu 
den größten Unternehmen der Welt. 
Auf der Forbes-Liste der 2000 größten 
Unternehmen der Welt rangiert Fannie 
Mae auf Rang 54, Freddie Mac auf dem 
104. Unternehmen wie Walt Disney, 
Boeing oder Volkswagen liegen weit 

dahinter. Beide Unternehmen, deren 
Aktien inzwischen auch an der New 
Yorker Börse gehandelt werden, ver-
walten ein enormes Hypothekenver-
mögen von rund 5.000 Milliarden Dol-
lar. Das ist fast die Hälfte aller US-Hy-
pothekenkredite. Zum Vergleich: Das 
Volumen aller US-Staatsanleihen im 
Besitz privater Investoren liegt eben-
falls bei etwa 5.000 Milliarden Dollar.

Im Juli kamen beide Banken – be-
dingt durch die weltweiten Abschrei-
bungen im Bankenbereich, die sich in-
zwischen auf fast 400 Milliarden Dol-
lar belaufen sollen, aber auch durch 
womöglich gezielt gestreute Gerüchte 

– ins Straucheln. Fannie Mae hatte 
im 1. Quartal bereits gemeldet, 2007 
mehr als 13 Milliarden Wertverluste 
auf Hypothekenkredite erlitten zu ha-
ben. Beide Unternehmen hatten sich 
deshalb im ersten Quartal 2008 durch 
Ausgabe neuer Aktien 13 Milliarden 
Dollar „frisches Geld“ besorgt.

Im Juli fielen dann die Aktienkurse 
beider Unternehmen durch immer neue 
negative Analystengerüchte – unter an-
derem war von einem sofortigen Kapi-
talbedarf von 75 Milliarden Dollar die 
Rede – binnen einer Woche um fast 50 
Prozent. Dementsprechend sank die 
Eigenkapitalbasis der Unternehmen 
in den Keller. Ein Minimum von 20% 
Eigenkapital ist aber nach US-Recht 
unverzichtbare Basis für Kreditge-
schäfte. Es war buchstäblich „Feuer 
unterm Dach“. Die Insolvenz beider 
Banken und der Zusammenbruch des 
US-Immobilienmarktes drohte.

In einer Nacht-und-Nebel-Aktion 
vereinbarten darauf Finanzminister 
Paulson, die US-Notenbank Fed und 
die Vorsitzenden beider Kammern 
im US-Kongress ein Notprogramm. 
Beide Unternehmen können ab sofort 
Zentralbank-Kredite von 2,25 Prozent 
in einem Volumen bis 300 Milliarden 
US-Dollar in Anspruch nehmen, wenn 
das ihre Finanzsituation erfordert. So 
günstige Zentralbank-Kredite bekom-
men bisher nur US-Handelsbanken 
und wenige große Wallstreet-Firmen. 
Gleichzeitig gab die US-Regierung öf-
fentlich bekannt, sie werde notfalls 
Aktien beider Unternehmen kaufen, 

um deren Kurs zu stabilisieren. Fak-
tisch ist das Paket eine erneuerte 
Staatsgarantie für beide Unternehmen 
– und für ihre Kredite. Entsprechend 
war die Reaktion der Börse. Die Akti-
enkurse beider Unternehmen schossen 
wenige Stunden nach Bekanntgabe des 
Notpakets wieder um 30 Prozent in die 
Höhe.

Der US-Kongress hat das Programm 
inzwischen mit den Stimmen beider 
Parteien bestätigt. Zusätzlich hat-
te der US-Kongress schon vorher die 
Federal Housing Administration FHA 
berechtigt, bis zu einem Volumen von 
300 Milliarden Dollar refinanzierte 
Hypothekenkredite staatlich zu ga-
rantieren, wenn der bisherige Kredit-
geber, meist die Bank, auf 10% der 
Kreditsumme verzichtet und wenn 
gleichzeitig einigermaßen sicher ist, 
dass der Hausbesitzer die so gesenkte 
Hypothekenschuld auch tilgen und alle 
verbleibenden Zinsen bezahlen kann. 
US-Gemeinden sollen zusätzlich noch 
einmal 4 Milliarden Dollar erhalten, 
um Zwangsversteigerungen privater 
Eigenheime zu vermeiden. Diesen Teil 
des Pakets hatte US-Präsident Bush 
ursprünglich mit einem Veto verhin-
dern wollen. Unter dem Druck der Öf-
fentlichkeit zog er diese Veto-Ankün-
digung inzwischen zurück.

Ende offen

Ob die Rettung dieser beiden Hypothe-
kenbanken reichen wird, um die Krise 
an den Finanzmärkten insgesamt zu 
beenden, bleibt abzuwarten. Denn der 
Wertverfall von Schuldscheinen jeder 
Art dauert offenbar weiter an. Kaum 
jemand im Geldgewerbe traut heute 
noch vielerlei Wertpapieren. Folglich 
müssen immer weitere Banken solche 
Papiere abschreiben, weisen Verluste 
aus, verlieren an Börsenwert und ge-
raten so ins Trudeln.

Hypothekenmärkte in anderen Län-
dern – unter anderem in Großbritan-
nien und Spanien – machen derzeit 
ähnlich unangenehme Erfahrungen, 
nachdem sie jahrelang ähnliche Boom-
perioden im Immobilienmarkt, stän-
dig steigende Häuserpreise und damit 
verbundene Bau- und Hypothekenge-
schäfte durchlebt haben. Das drückt 
auch in diesen Ländern erheblich die 
Konjunktur. Hinzu kommt: Der mit 
dem Vertrauensverlust in US-Papiere 
verbundene Kursverfall des Dollar er-
schwert die Exporte in die USA und 
drückt so im Ausland zusätzlich die 
Konjunkturerwartungen. Die mit 
der US-„Subprime-Krise“ im letzten 
Sommer ausgelösten Schocks und bö-
sen Überraschungen sind also noch 
nicht zu Ende. � rül
 
Quellen: Handelsblatt Finanzzeitung, Ausga-
ben seit 1.7.08; Tagesspiegel, Berliner Zeitung, 
Spiegel Online, div. Ausgaben; US Census Bu-
reau News, 17. und 25. Juli 2008, NZZ, 20. und 
25.7.08
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Bei Redaktionsschluss ein Tag nach dem 
Anschlag in Istanbul, bei dem mindestens 
17 Menschen starben und über 150 verletzt 
wurden, ist die Situation unübersichtlich. 
Die Polizei wollte in ihren ersten Stellung-
nahmen bereits „Indizien“   für die Beteili-
gung der PKK am Bombenanschlag gefun-
den haben. Auch Erdogan sprach auf einer 
Kundgebung von dem „hohen Preis“, den 
man für die „Bekämpfung des Terrors in den 
Bergen“ zu zahlen habe. Die PKK meldete 
sich umgehend zu Wort mit der Erklärung, 
dass dieser blutige Anschlag mit dem kur-
dischen Befreiungskampf unvereinbar sei.

Wo aber sind die Täter zu suchen? Ist 
es Zufall, dass der Anschlag am Vor-
abend des 28. Juli verübt wurde, der 
Tag, an dem das Verfassungsgericht 
das Verbotsverfahren gegen die regie-

rende AKP  eröffnet? Tatsächlich hat 
der Machtkampf in der Türkei eine 
neue Stufe erreicht. 

Im Juni 2007 hatten Polizisten im 
Istanbuler Stadtteil Ümraniye ein Waf-
fenlager ausgehoben, dessen Spuren, so 
die offizielle Legende, zu verschiedenen 
Anschlägen in den vorhergegangenen 
Jahren einerseits, zu hohen Militärs 
insbesondere der offiziell nicht existie-
renden Geheimdiensteinheit der Gen-
darmerie JITEM andererseits führten. 
In diesem Zusammenhang wurden im 
Januar 2008 rund 60 Personen festge-
nommen, denen die Bildung einer terro-
ristischen Geheimorganisation namens 
„Ergenekon“ vorgeworfen wurde. Die-
se Organisation wird u.a. auch mit dem 
Mord an Hrant Dink und Anschlags-
vorbereitungen gegen Orhan Pamuk 

Unterschriftenschluss und  
Programmbeschlüsse

Wahlkampf in Bayern
Die Partei Die Linke hatte die erforderliche 
Zahl an Unterstützungsunterschriften eine 
Woche vor Schluss beisammen (im Regie-
rungsbezirk Oberbayern waren das je 2000 
für die Landtagswahlliste und für die gleich-
zeitig stattfindende Wahl zum Bezirkstag). 
Am 1.8., nach unserem Redaktionsschluss, 
wird über die Zulassung der Listen in den 
sieben Regierungsbezirken entschieden. 

Wegen des Verdachts der Fälschung 
von Unterstützungsunterschriften 
waren in den letzten Wochen einige 
Wohnungen von NPD-Funktionären 
durchsucht worden1. Über den Stand 
der Ermittlungen ist bis jetzt nichts 
bekannt geworden. Sicher ist, dass 
die NPD eine ausreichende Zahl von 
Unterschriften in allen sieben Regie-
rungsbezirken Bayerns einreichen 
konnte. Nach den Erfahrungen bei der 
Kommunalwahl werden die Wahlaus-
schüsse die NPD-Listen höchstwahr-
scheinlich nicht stoppen. Das in Bay-
ern besonders großen Potential rechts-
extremer Meinungen2 kann mithin 
neben der CSU in Erscheinung treten. 
Bisher sprechen die Umfragen von zwei 
Prozent.3 An und auf der Schwelle zum 
Landtag stehen drei Parteien: Die FDP 
mit Umfragewerten meist über 5%, 
sowie die „Freien Wähler“ leicht un-
ter 5% und Die Linke mit Werten von 
5%. Pressemeinungen und Verlautba-
rungen der anderen Parteien schließen 
einen Wahlerfolg der Partei Die Linke 
keineswegs aus.

Ein Blick auf die Wahlprogramm

Am letzten Wochenende hat Die Linke 
über ihr Wahlprogramm beschlossen, 
die Woche davor die CSU. Damit liegt 
nun das ganze Spektrum der Partei-
meinungen vor. Die CSU zielt nach 
wie vor auf die absolute Mehrheit. Sie 
hat aber eine Strategie entwickelt, die 
ihr Koalitionen vor allem mit der FDP 
und den Freien Wählern ermöglichen 
würde. Eine Koalition mit der SPD 
oder gar mit den Grünen will die CSU 
nicht abschließen. Warum auch? Selbst 
wenn man die besten Umfragewerte 
der letzten Monate addiert kommen 
SPD (21%), Grüne (12%) und Die Linke 
(5%) zusammen nur auf 38%.

Die CSU arbeitet an der Formie-
rung einer Mehrheit rechts von der 
Mitte. Sie wirbt für die Stärkung des 
Wirtschaftsstandorts und verspricht 
die Stabilisierung der Lebensbedin-
gungen vor allem von „Familien“. Sta-
bilität und Entwicklungsperspektiven 
sollen einerseits durch Leistungsbe-
reitschaft erschlossen werden, ande-
rerseits durch Ergattern von speziellen 
Vorteilen. Es ist dieser Unterton von 
Missgunst gegen den Bund, die fremde 

Bombenanschlag in Istanbul

Im Zeichen des Machtkampfs

Welt und überhaupt andere Leute, mit 
dem die CSU die 50% + x erreichen will. 
Vorteile „für Bayern“ durch die Son-
derstellung der CSU im Bund heraus-
schlagen, Vorteile „für Deutschland“ 
auch als Leitmotiv der Außenpolitik, 
Vorteile „für die Deutschen“ durch Re-
pression von „Ausländern“. Mit dieser 
schäbigen, ressentimentbezogenen Po-
litik geht es der CSU um den rechten 
Rand, um das „+ x“. 

Die große Masse der Stimmen zieht 
sie auf andere Weise. Die integrieren-
de Kraft der Partei ergibt sich aus 
Modernisierungsvorstellungen, dem 
gezielten Einsatz staatlicher Mittel 
zur Förderung von Privatwirtschaft 
und Karrierechancen. Mit ihrem Re-
gierungsprogramm 2008-2013 will die 
CSU „Bayern“ zur Wachstumsregion 
in Europa und weltweit machen. Mit 
diesem Ziel stellt sich die regierende 
CSU zwei großen Problemkomplexen 
der bayerischen Politik. Erstens geht 
es um die Differenz zwischen „Fran-
ken“ und „Bayern“, dabei auch um den 
Rang der Zentren München und Nürn-
berg. Zweitens geht es um die Bezie-
hung zwischen „der Stadt“ und „dem 
ländlichen Raum“. Hinter dem „Re-
gierungsprogramm“ der CSU steckt 
die Vorstellung, diese Probleme in ein 
Netzwerk sich ergänzender Stärken zu 
überführen, und zwar durch gezieltes 
staatliches Handeln. Die Hauptlosung 
der CSU lautet konsequent: Für ein 
starkes Bayern.4

Völlig anders angelegt ist das Pro-
gramm der Partei die Linke. Es geht 
nicht „vom Standort“ aus, sondern 
vom Menschen, der dort lebt und den 
Ungleichheiten und Ungerechtigkeit 
ausgesetzt ist, die der Markt produ-
ziert. Gefordert wird, durch staatliches 
Handeln Entstehung, Verfestigung und 
Fortdauer von sozialen Ungleichheiten 
zu bekämpfen. Die Hauptlosung Der 

Linken lautet: Bayern für alle.5

Stellt man die Losungen „Für ein 
starkes Bayern“ – „Bayern für alle“ 
nebeneinander, so fällt zunächst auf, 
dass sie keinen Gegensatz bilden. Es 
ist sogar so, dass der Inhalt der zwei-
ten Forderung über die erste definiert 
wird. Wäre das Land ruiniert, wäre 
„Bayern für alle“ keine Forderung, 
sondern eine Warnung oder Drohung. 
Während die FDP und die Freien Wäh-
ler in der Konzeption der CSU gut auf-
gehoben sind, hält die Programmatik 
der Linken Anschluss zur SPD und zu 
den Grünen.

Die Kritik der SPD, der Grünen und 
eben auch der Linken entwickelt keine 
Alternative zur CSU-Politik, es ist eine 
Kritik, die Aus- und Nachbesserungen 
verspricht, zweifellos eine Aufgabe 
der Opposition und zweifellos im Pro-
gramm der Linken weitreichend und 
detailliert vorgezeichnet. Während die 
CSU den Part der Regierungspartei 
besetzt, glänzt die vorderhand unver-
brauchte Partei Die Linke in der Rolle 
der Opposition.

Als Konflikt zwischen Konserva-
tismus und Linken angelegt ist die 
Schulpolitik. Von Staat und Wirtschaft 
aus gesehen, sind hier Investitionen 
fällig, von den einzelnen Menschen 
aus gesehen, Gerechtigkeit und Aus-
gleich schlechter Startchancen. Und 
an diesem Punkt sieht man auch die 
Schwäche in der Strategie der Par-
tei Die Linke. Wollte sie mit diesem 
Forderungen weiterkommen, müssten 
die Mehrheitsverhältnisse in der Be-
völkerung verschoben werden, mehr 
Linke bei weniger Linken nützen da 
gar nichts. � Martin Fochler
1 http://wahlen.aida-archiv.de, a.i.d.a. Sonder-
seite Wahlen; 
2 Politische Berichte 7/08; 
3 www.wahlrecht.de; 
4 www.csu.de; 
5 www.dielinke-bayern.de
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Vor einigen Monaten verurteilte der 
Europäische Gerichtshof (EUGH) 
erstmals die indirekte Diskriminie-
rung von Roma in der Tschechischen 
Republik, insbesondere was ihren Zu-
gang zu Wohnungen, Beschäftigung, 
Gesundheitsfürsorge und Schulbil-
dung angeht. In dem Urteil, ging es 
konkret darum, dass viele Roma-Kin-
der in Tschechien auf Sonderschu-
len abgeschoben werden: 75 Prozent 
der Roma-Kinder sind Sonderschü-
ler! Auch Griechenland musste sich 
jüngst aufgrund der Klage von Eltern 
wegen entsprechender diskriminie-
render Praxis im Bildungswesen vor 
dem EUGH in diesem Jahr rechtfer-
tigen. Auch Kroatien wurde wegen 
Diskriminierung von Roma und Sinti 
verurteilt, weil bei einer Gewalttat, 
der ein Roma zum Opfer fiel, die Täter 

nicht strafverfolgt wurden und den 
Anzeigen nicht entsprechend nach-
gegangen wurde. – Die Diskriminie-
rung ist aber keineswegs auf Süd- und 
Osteuropa beschränkt. In Hamburg 
ging der Bezirkliche Ordnungsdienst 
Mitte äußerst hart gegen Kinder und 
Jugendliche aus Rumänien, darunter 
viele Roma, vor, die an Straßenkreu-
zungen Autofenster säuberten. Mit 
dem erklärten Ziel der Abschreckung 
durchsuchte man die Kinder und Ju-
gendlichen, die oft mit Handschellen 
gefesselt wurden, und nahm ihnen 
jeden Cent ab, den man fand. 

EU-Kommission verurteilt 
Diskriminierung von Roma
In einem am 2. Juli veröffentlichten 
Bericht stellt die EU-Kommission 
fest, dass Millionen von Europäern, 
die der Minderheit der Roma ange-
hören, ständiger Diskriminierung 
auf persönlicher wie institutioneller 

Meldungen zur Lage der Roma in Europa
Wir haben in den letzten Ausgaben über die Diskriminierung von Roma in Italien be-
richtet. In diesem Land nimmt die Verfolgung dieser größten Minderheit in Europa 
heftig zu. Aber auch in anderen Ländern ist ihre Lage prekär. 

Ebene und weit reichender sozialer 
Ausgrenzung ausgesetzt sind. Eine 
der Schlussfolgerungen des Berichts 
ist, dass es zwar auf EU-Ebene einen 
Rahmen unterschiedlicher Instrumen-
te zur Unterstützung der Integration 
der Roma gibt – insbesondere mit den 
EU-Strukturfonds –, in den Mitglied-
staaten aber ein erhebliches Umset-
zungsdefizit besteht. Während die EU 
über klare Kompetenzen im Bereich 
Nichtdiskriminierung verfügt, die 
die Verabschiedung von Rechtsvor-
schriften zur Gleichbehandlung und 
zur Überprüfung der korrekten Um-
setzung ermöglicht, sind die Mitglied-
staaten jedoch in erster Linie für die 
Bereiche verantwortlich, die für die 
Integration der Roma von größter Be-
deutung sind, so für Bildung, Beschäf-
tigung und soziale Integration. Immer-

hin förderte die EU zwischen 2000 und 
2006 spezielle Projekte für Roma mit 
275 Mio. EUR, darüber hinaus wurden 
1 Mrd. EU-Gelder für benachteiligte 
Gruppen, einschl. Roma, ausgegeben. 
Italien z.B. machte jedoch von den EU-
Programmen keinerlei Gebrauch. Der 
EU-Bericht sowie eine am 2. Juli 2008 
angenommene Mitteilung werden am 
16. September auf einem EU-Gipfel 
über die Roma in Brüssel diskutiert.

„Schlechte Lage der Roma  
in Europa“
Die rumänische Zeitung Cotidianul 
kommentierte den Bericht am 14. Juli 
so: „Das Leben der Roma wird in dem 
Bericht in einem extrem düsteren Ton 
beschrieben: Ihre Lebenserwartung 
liegt 10 bis 15 Jahre unterhalb des eu-
ropäischen Durchschnitts. Sie sind ex-
trem arm und werden sowohl auf dem 
Arbeitsmarkt als auch im Bildungssys-
tem offen diskriminiert … Die neuen 

und mehrere kurdische Politiker in 
Verbindung gebracht. Eine zweite Ver-
haftungswelle im Zusammenhang mit 
„Ergenekon“ fand unmittelbar nach 
Ankündigung des Verbotsantrags ge-
gen die AKP statt. Der Antrag wird 
mit der Abschaffung des Kopftuchver-
bots durch die Regierungsmehrheit be-
gründet. Inzwischen wurde bekannt, 
dass die nationalistisch-chauvinis-
tisch geprägte Mobilisierung gegen 
die Aufhebung des Kopftuchverbots 
von einer „Arbeitsgruppe Republik“ 
gesteuert wurde, die vor Jahren unter 
dem Dach des Generalkommandanten 
der Gendarmerie gegründet worden 
war und die personell mit vielen „Er-
genekon“-Verdächtigen verflochten 
ist. Das Kopftuchverbot – auch das 
ein Ausdruck des sich zuspitzenden 
Machtkampfes – wurde Anfang Juni 
durch das Verfassungsgericht aufge-
hoben. „Die Entscheidung des Verfas-
sungsgerichts“, schreibt Murat Cakir 
im Juli-Heft von „Sozialismus“, „eine 
vom Parlament mit einer absoluten 
Mehrheit beschlossene Verfassungsän-
derung für nichtig zu erklären, wird in 
der Türkei strömungsübergreifend als 
ein ,juristischer Putsch‘ bewertet.“ 

Am 14. Juli dann veröffentlichte die 
Staatsanwaltschaft die Anklageschrift 
gegen 86 Personen, unter ihnen elf pen-
sionierte Offiziere, ein Anwalt, der für 
die meisten Klagen gegen türkische 
Intellektuelle verantwortlich zeichnet, 
und andere z.T. bekannte Ultranatio-
nalisten. Ihnen werden Mitgliedschaft 
in einer Terrororganisation, Vorberei-
tung eines Staatsstreichs und Aushöh-
lung der öffentlichen Ordnung vorge-
worfen. Und jetzt, Ende Juli, also die 
Eröffnung des Verbotsverfahrens, von 
dem trotz gegenteiligem Gutachter-
spruch allgemein erwartet wird, dass 
es zum Verbot der AKP und womöglich 
auch zu mehrjährigem Politikverbot 
für seine führenden Vertreter führen 
wird.

Der Hintergrund für diese tiefe Kri-
se kann an dieser Stelle nicht aus-
geleuchtet werden. Der schon zitierte 
Murat Cakir, Mitarbeiter der Rosa-
Luxemburg-Stiftung, sieht eine „Mit-
schuld der AKP“, vor allem weil sie den 
Schwung der breiten Unterstützung 
bei den Wahlen im Juli 2007 nicht zur 
Demokratisierung nutzte, betont aber, 
dass Parteienverbote seit Gründung 
der Republik ein Charakteristikum der 
„Demokratie“ seien, einer „Demokra-
tie“, deren Konstante das militärische 
Vormundschaftsregime sei. Die AKP 
wäre die 24. Partei, die verboten würde; 
ein weiterer Verbotsantrag richtet sich 
gegen kurdische Partei DTP.

Ob die Verantwortlichen des An-
schlags ermittelt werden, ist unklar. 
Aber in den nächsten Wochen kann 
deutlich werden, wem der Zustand der 
Spannung und blinden Gewalt nutzt. 
� Christiane Schneider
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EU-Länder werden gelobt, weil mit 
ihnen ein steuerloser Freihandel mög-
lich ist. Doch wenn es um Probleme 
geht, wie beispielsweise die Integra-
tion der Roma … sind [diese Länder] 
das hässliche Entlein. Doch ist die In-
tegration [der Roma-Minderheit] ein 
europäisches Problem … Selbst wenn 
es nicht solch extreme Maßnahmen wie 
in Italien gibt, wie die Speicherung der 
Fingerabdrücke aller Roma, belassen 
es die öffentlichen Stellen in Rumänien 
dabei, die Roma wie Bürger zweiter 
Klasse zu behandeln.“

Italien beginnt mit biometrischer 
Zwangserfassung
Anfang Juli wurde bekannt, dass die 
italienische Regierung allen interna-
tionalen Protesten zum Trotz damit 
begonnen hat, die Fingerabdrücke der 
in Lagern lebenden Roma zu erfas-
sen. Die Regierung ernannte die Prä-
fekten von Rom, Mailand und Nea-
pel zu so genannten „Kommissaren 
für den Roma-Notstand“ und stattete 
sie aus mit „Sonderbefugnissen für 
die Identifizierung von Personen, ein-
schließlich Minderjähriger, auch durch 
die Aufnahme von Fingerabdrücken“. 
Sie wurden ermächtigt, „von einer 
Reihe von Gesetzen abzuweichen, die 
ein breites Spektrum von Fragen be-
treffen, die die verfassungsmäßigen 
Vorrechte berühren“. (Zitate aus der 
Resolution des EU-Parlaments, siehe 
nächste Meldung) 
Die Gesellschaft für bedrohte Völker 
wies darauf hin, dass eine frühere Ber-
lusconi-Regierung  aufgrund vor allem 
des Drängens der Lega Nord Sinti und 
Roma von der offiziellen Liste der ita-
lienischen Minderheiten im Rahmen 
des Minderheitengesetzes 482 von 1999 
ausgeschlossen hatte. Aufgrund der 
fehlenden gesetzlichen Anerkennung 
als Minderheit könnten die Roma und 
Sinti nicht einmal auf Mindestgaran-
tien für ihre Rechte hoffen. Schändlich 
verfallene so genannte „Zigeunerla-
ger“ seien seither Regel und Norma-
lität geworden. Italien sei das einzige 
Land der EU, in dem der Staat ein 
ganzes Netz von Ghettos organisiert 
und betreibt. Umso zynischer sind die 
Begründungen der Regierung für die 
jüngsten Maßnahmen: Man wolle das 
Leben der legal in den Lagern lebende 
Bewohnern verbessern und die Roma-
Kinder vor Ausbeutung schützen, so 
Innenminister Maroni.
Die österreichische Tageszeitung Die 
Presse kommentierte: Vor allem der 
Präsident der italienischen Abgeord-
netenkammer Gianfranco Fini und 
seine Mitstreiter sollten sich daran er-
innern, „dass ihre früheren politischen 
Vorbilder gemeinsam mit deren deut-
schen ,Freunden‘ schon einmal Itali-
ens Roma kollektiv registriert hatten. 
Was damals mit Registrierung begann, 

endete in den Gaskammern von Ausch-
witz.“ (5.7.)

EU-Parlament fordert Italien zur 
Umkehr auf
Das EU-Parlament verabschiedete am 
10.7. mit einer Mehrheit von 336 gegen 
200 Stimmen bei 77 Enthaltungen eine 
Resolution, mit der Italien aufgefor-
dert wurde, die Erfassung von Fin-
gerabdrücken der im Lande lebenden 
Roma zu unterlassen, „da dies ein-
deutig einen Akt der Diskriminierung 
aus Gründen der Rasse und der eth-
nischen Herkunft darstellen würde, 
der nach Artikel 14 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention untersagt 
ist, und außerdem ein Akt der Dis-
kriminierung der Unionsbürger, die 
von Roma oder Nomaden abstammen, 
gegenüber denjenigen wäre, die eine 
solche Abstammung nicht haben und 
sich solchen Verfahren nicht unterzie-
hen müssen“. Das EU-Parlament wies 
darauf hin, dass sich „Maßnahmen, die 
die Ausgrenzung verstärken, sich bei 
der Kriminalitätsbekämpfung nie als 
wirksam erweisen werden und nicht 
zur Kriminalitätsverhütung und Si-
cherheit beitragen werden“. Alle For-
men von Rassismus und Diskriminie-
rung der Roma und anderer Gruppen, 
die als „Zigeuner“ angesehen werden, 
seien „nachdrücklich und unmissver-
ständlich“ zu verurteilen. www.europarl.

europa.eu/sides/getDoc.do?type=MOTION&ref

erence=B6-2008-0348&language=DE

Rechte Formierung
Der italienische Corriere della Sera 
kommentierte die Resolution des EU-
Parlaments am 11.7.:  „Der Verdacht 
einer politischen Attacke ist stark. Er 
wird von der demonstrativen Form ge-
nährt, mit dem die europäischen So-
zialisten Nikolas Sarkozy bedrängt 
haben, Druck auf Silvio Berlusconi 
auszuüben … Die Straßburger Mah-
nung ist nicht bindend, sie riecht nach 
einem politischen Manöver und ist 
verabschiedet worden, ohne die Mei-
nung der EU-Kommission abzuwarten 
… Die Erfassung der Fingerabdrücke 
der Roma-Kinder spiegelt die kultu-
rellen Überzeugung einer Mehrheit … 
wieder. [Der amtierende EU-Ratsprä-
sident] Sarkozy entgegnete den Sozi-
alisten, dass [die Erfassung] für einen 
Kurswechsel der rechten Mitte steht, 
die von Berlusconi geführt wird, der 
zum dritten Mal von den Italienern 
zum Premier gewählt worden ist. Ein 
tadelloser Einwand. Bleibt abzuwar-
ten, ob er die Unterstützung anderer 
EU-Länder einläutet oder ob sich Ita-
lien zum wiederholten Mal auf eine 
Kraftprobe mit Europa einlassen muss 
– in einer Einsamkeit, die so mancher 
Gegner gerne in Isolierung verwandeln 
würde.“

OSZE entsendet Mission nach 
Italien
Am 22.7. wurde bekannt, dass die 
Organisation für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa (OSZE) eine 
Mission nach Italien entsendet, um 
Informationen über die Lebensbedin-
gungen der Sinti und Roma zu sam-
meln. An der Mission beteiligen sich 
auch Vertreter des Büros für Menschen-
rechte des Europarats und Mitglieder 
italienischer NGOs. Am 11./12.7. hatte 
die OSZE eine Konferenz über die Lage 
der Roma und Sinti durchgeführt und 
über verbesserte Möglichkeiten der In-
tegration diskutiert. Der Konferenz lag 
u.a. ein Bericht mehrerer NGOs vor: 
„Sicherheit à la Italien: Abnahme von 
Fingerabdrücken, extreme Gewalt und 
Übergriffe gegen Roma in Italien“, in 
dem die Entwicklung seit April 2008 
dokumentiert ist: neben anderen Miss-

handlungen und Zwangsräumungen 
von Roma durch die Polizei, extreme 
Gewalt durch nichtstaatliche Akteure 
und das Versagen der italienischen Be-
hörden, die Täter zu bestrafen. – Am 
Rande der Konferenz demonstrierten 
einige Dutzend Menschen (Bild).

„Ungarischen Garde“
In den letzten Tagen berichteten meh-
rere Zeitungen, darunter die „FAZ 
„und die österreichische „Presse“, 
vom Treiben der faschistischen „Unga-
rischen Garde“ gegen Roma und andere 
Minderheiten. In immer mehr unga-
rischen Dörfern marschieren demnach 
Einheiten der in SS-Stil uniformierten 
„Garde“ auf, um auf die „Zigeuner-
kriminalität“ aufmerksam zu machen. 
Sie führen „Nachtspaziergänge zur 
Verbesserung der öffentlichen Sicher-
heit“ durch, halten „verdächtige“ Per-
sonen fest und terrorisieren gezielt die 
Roma-Bevölkerung.  Neben den Roma 
haben die neuen Faschisten weitere 
Feindbilder: die Juden als „Lenker der 
Globalisierung“, die Homosexuellen 
und die „Kommunisten“, die sie mit 
der Regierung gleichsetzen. Vor eini-
gen Wochen griffen Neonazis die Gay 
Pride Parade in Budapest mit Eiern, 
Steinen und anderen Wurfgeschossen 
an. Zuvor hatte die Polizei Säuren und 
Chemikalien sichergestellt und damit 
noch schwerere Angriffe vereitelt. 

Zusammenstellung  
Christiane Schneider

Auslands-

nachrichten
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Internationaler Protest gegen den 
Kölner Rassistenkongress 
Köln. Bereits seit Jahren ist in Köln 
– und mittlerweile auch in anderen Tei-
len Nordrhein-Westfalens – eine rechte 
Organisation aktiv, die sich „pro Köln“ 
(bzw. „pro NRW“) nennt. Sie bezeich-
net sich selbst als rechtspopulistisch 
und hat enge Verbindungen zur öster-
reichischen FPÖ und dem „Vlaams Be-
lang“ in Belgien. Wie diese tritt sie vor 
allem mit offenem Rassismus hervor, 
der sich als Antiislamismus tarnt und 
gegen hier lebende Migranten richtet. 
In diesem Zusammenhang lädt „pro 
Köln“, deren führende Funktionäre 
teilweise aus offen neofaschistischen 
Grupperungen (wie den Jungen Na-
tionaldemokraten und der Deutschen 
Liga) kommen, seit Monaten zu einem 
Kongress in Köln am 19./20. Septem-
ber gegen die angebliche Islamisierung 
Europas ein. (…) Gegen diesen provo-
katorischen Versuch, eine europäische 
Internationale der Rassisten zu bilden, 
formiert sich allerdings auch breiter 
internationaler Widerstand: Derzeit 
mehr als 70 Gruppen und Einzelper-
sönlichkeiten, darunter auch die VVN/
BdA sowie bekannte Kölner Kabaret-
tisten wie Jürgen Becker und Wilfried 
Schmickler, rufen dazu auf, den an-
gekündigten Protest durch massen-
hafte Blockaden zu verhindern. Eine 
„organisierte Verstopfung“ der Stadt 
soll den Rechten keinen Raum lassen, 
ihre rassistische Hetze zu verbreiten. 
Ergänzt wird diese Initiative durch 
einen Aufruf unter dem Titel: „Wir 
stellen uns quer: Europäische Rassis-
ten haben in Köln keinen Platz!“, in 
dem u. a. der Kölner DGB-Vorsitzen-
de, der Bürgermeister von Brüssel, der 
Vorsitzende der FIR und ehemalige bel-
gische Partisan Michel Vanderborght 
und andere Prominente fordern: „Der 
angekündigte Rassistenkongress darf 
nicht stattfinden.“ 
� www.vvn-bda.de, http://www.hingesetzt.mobi/

Amtsenthebung gegen rechten 
Musiker erfolgreich 
Stuttgart. Im Januar 2008 beschloss 
das Arbeitsgericht in Stuttgart die 
Amtsenthebung von Oliver Hilburger 
als Schöffe beim Arbeitsgericht. Zur 
Begründung führte das Gericht seine 
neonazistischen Aktivitäten an – zu 
Recht, wie das Bundesverfassungsge-
richt im Mai befand. Bereits seit vier 
Jahren war der rechte Musiker auf Vor-
schlag der Christlichen Gewerkschaft 
Metall (CGM) ehrenamtlich als Richter 
tätig. Auch auf betrieblicher Ebene war 
Hilburger aktiv: Bis Juli 2007 vertrat 
er die CGM als Mitglied im Betriebs-
rat bei Daimler in Untertürkheim. 
Durch Druck seitens der IG Metall 
Betriebsräte musste Hilburger sowohl 
das Betriebsratsmandat als auch sei-

nen Sitz im Landesvorstand der CGM 
niederlegen. Ein weiterer Neonazi 
und führender Kopf der Neonazi-On-
line-Plattform „Thule Netz“, Thomas 
Scharfy, ist allerdings weiterhin im 
CGM Bezirksvorstand in Stuttgart ak-
tiv. Die Band Hilburgers – „Noie Werte“ 
– gehört zu den ältesten Neonazibands 
in Deutschland. Auf deren Konzerten 
wird gern einmal der Hitlergruß ge-
zeigt; in den Texten alte Nazigrößen 
wie etwa Rudolf Heß verherrlicht und 
zu Gewalt gegen AntifaschistInnen 
aufgerufen. Auch auf der „Schulhof 
CD“, die die NPD 2004 und 2005 un-
ter SchülerInnen verbreitete, befanden 
sich Lieder von „Noie Werte“. 

Mit dem Urteil vom Mai 2008 be-
stätigte das Bundesverfassungsgericht 
nun, dass auch seine Amtsenthebung 
durch das Arbeitsgericht Stuttgart 
rechtmäßig ist. Dass sich Nazis um 
öffentliche Ämter bewerben, ist kein 
Einzelfall, sondern durchaus Strategie: 
Im Frühjahr warnte die Gewerkschaft 
Verdi in Berlin davor, dass die NPD 
gezielt unter ihren AnhängerInnen 
werbe, sich bei der diesjährigen Schöf-
fenwahl aufstellen zu lassen. Verdi rief 
ihrerseits ihre Mitglieder dazu auf, sich 
als Schöffe/ Schöffin zur Verfügung zu 
stellen, um das ehrenamtliche Richter-
amt nicht den Rechten zu überlassen.  
(Dieser Beitrag wurde der Publikation 
„Aktiv + Gleichberechtigt Juli/August 
2008“ entnommen.) � www.gelbehand.de

Knapp 2.000 Menschen bei Beats 
against Fascism
Karlsruhe. Fast 2.000 Teilnehmer 
brachten am 25.7.2008 bei der Kund-
gebung „Beats against Fascism“ am 
Stephansplatz ihre deutliche Ableh-
nung gegen das in Durlach entstehen-
de NPD-Zentrum zum Ausdruck. Mit 
Redebeiträgen, Infoständen, Live-Acts 
und verschiedenen weiteren Aktionen 
stellten antifaschistische Gruppen ein 
vielfältiges politisches und kulturelles 
Angebot zusammen. Die Autonome 
Antifa Karlsruhe zeigte sich sehr zu-
frieden über den Verlauf der Open 
Air-Kundgebung, obschon sie die vor-
angegangene systematische Blockade-
politik der Stadtverwaltung gegenüber 
der Veranstaltung weiterhin scharf 
kritisiert.  � www.stattweb.de

Die Bürger wollen keine Zuschauer-
demokratie 
Berlin. „Jeder Dritte glaubt nicht mehr 
an die Demokratie“, lautete Anfang 
Juli der Tenor vieler Medienberichte 
zur neuen Studie des Institutes Po-
lis/Sinus für die Friedrich-Ebert-
Stiftung. Angst vor dem sozialen 
Abstieg und Unzufriedenheit mit der 
eigenen prekären Lebenssituation 
werden dabei mit Entfremdung vom 
politischen System „Demokratie“ in 
Zusammenhang gebracht. Der Verein 
Mehr Demokratie kritisiert diese Les-
art als verkürzt: „Was die Befragten 
kritisieren, ist nicht die Staatsform 
Demokratie, sondern die praktizierte 
Zuschauerdemokratie, in der sich die 
Bürger machtlos fühlen“, stellt Huber 
klar. Es sei deshalb überzogen, jetzt 
so zu tun, als wäre ein beträchtlicher 
Teil der Deutschen antidemokratisch. 
Aus der Studie geht hervor, dass viele 
Menschen sich als Verlierer der mo-
mentanen Gesellschaftsordnung füh-
len und mit dem Funktionieren der 
Demokratie in Deutschland unzufrie-
den sind. 25% der gut 2.500 Befragten 
distanzieren sich laut der Studie von 
der Demokratie „wie sie bei uns heute 
ist“, weitere 3% finden das zumindest 
nachvollziehbar. Daraus zu folgern, 
dass all diese Menschen die Demokra-
tie abschaffen wollten, sei voreilig, so 
Huber. Sicher ist für Mehr Demokratie 
nur, dass viele Bürger sich eine ande-
re Ausgestaltung der Demokratie mit 
mehr Beteiligungsmöglichkeiten und 
Mitbestimmungsrechten wünschen. 
� http://demokratie.mine.nu

Klage gegen Studiengebühren beim 
Bundesverfassungsgericht eingereicht
Frankfurt a.M. Am 11. Juni dieses 
Jahres hatte der hessische Staatsge-
richtshof mit einer denkbar knappen 
Mehrheit von sechs zu fünf Stimmen 
die hessischen Studiengebühren als 
verfassungskonform abgesegnet. Ge-
gen dieses „politische Urteil“ haben 
nun Studierende Klage vor dem Bun-
desverfassungsgericht eingereicht. 
Die Kläger argumentieren, dass auch 
der Hessische Staatsgerichtshof an 
die Grundrechte des Grundgesetzes 
gebunden und daher verpflichtet sei, 
die hessische Verfassung „im Lichte 
des Grundgesetzes“ und der für ihn 
verbindlichen Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts auszule-
gen. Dies sei im konkreten Fall nicht 
geschehen … Zur Motivation der Klä-
gerInnen erklärte Mike Josef, selbst 
Kläger und Student an der Universität 
Frankfurt: „Studiengebühren versto-
ßen aus unserer Sicht weiterhin gegen 
die hessische Landesverfassung. Dar-
an ändert auch das politisch motivierte 
Urteil des hessischen Staatsgerichts-
hofes nichts. Wortlaut und Sinn der 
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hessischen Verfassung wurden von der 
richterlichen Mehrheit eindeutig mit 
Füßen getreten. Die Entscheidung ver-
kennt vor allen Dingen die finanziellen 
Belastungen, die Studierenden durch 
Studiengebühren während oder nach 
ihrem Studium entstehen. Insbesonde-
re die Situation von Studierenden mit 
Kind und die Folgen für die Gleichstel-
lung von Frauen und Männern werden 
nicht annähernd berücksichtigt.“
�  www.fzs.de

„Nein zum Ausstieg aus  
dem Ausstieg!“ 
Gorleben. Schon über 10.000 Bürge-
rinnen und Bürger haben innerhalb 
von drei Tagen eine Online-Erklärung 
gegen ein Comeback der Atomenergie 
unterzeichnet. Die Erklärung wird von 
einem Bündnis von Umweltverbänden 
unterstützt. Sie fordern am Atomaus-
stieg festzuhalten und die alten Reak-
toren unverzüglich abzuschalten. Die 
Erklärung erinnert an das hohe Risiko 
des Betriebs der Atomkraftwerke und 
die ungelöste Endlagerung des ent-
stehenden Atommülls. Sie widerlegt 
die Behauptung der Energiekonzerne, 
dass der Weiterbetrieb der Atomreak-
toren das Klima schützen würde. Die 
Erklärung soll in Anzeigen in großen 
Tageszeitungen und bei öffentlichen 
Aktionen präsentiert werden und auf 
die bundesweite Anti-Atom-Demons-
tration in Gorleben am 8. November 
hinweisen. � www.atomkraft-abschalten.de

Großdemonstration am 25.9. in 
Berlin: Der Deckel muss weg – mehr 
Geld für Krankenhäuser!
Berlin. Die Gewerkschaft Verdi ruft 
zur bundesweiten Demonstration am 
25.9.08 in Berlin auf, denn ihrer Mei-
nung nach ist die Gesundheit der Men-
schen zu wichtig ist, um sie einer ver-
fehlten Sparpolitik zu opfern oder sie 
Geschäftemachern zu überlassen. Aus 
dem Aufruf: „Die Arbeitgeber wollen 

immer weniger in die Solidarkassen 
einzahlen. Eine gute Gesundheitsver-
sorgung soll nur noch bekommen, wer 
privat zuzahlt: Unterversorgung für 
die große Mehrzahl der Bevölkerung, 
Luxusversorgung für diejenigen, die es 
sich leisten können. Die Krankenhäuser 
sind ein wesentlicher Teil einer guten 
Gesundheitsversorgung. Sie werden 
derzeit systematisch finanziell ausge-
blutet. Die Krankenhausbeschäftigten 
sind das Hauptziel des Sparkurses. Im-
mer weniger Stellen, immer größere 
Arbeitsbelastung und die Entlohnung 
bleibt immer mehr hinter der allge-
meinen Entwicklung zurück. Deshalb 
starten wir eine Kampagne: Gegen die 
Unterfinanzierung der Krankenhäu-
ser und gegen die Unterfinanzierung 
der Krankenhausbeschäftigten.  
� http://bawue.verdi.de/

Zuzug ausländischer Fachkräfte 
weiterhin stark gebremst 
Bonn. Als mutloses Stückwerk bewer-
tete Klaus Gabrielli, Vorstandsmit-
glied von Aktioncourage – SOS Ras-
sismus, das von der Bundesregierung 
beschlossene „Aktionsprogramm zur 
Arbeitsmigration“, mit dem mehr aus-
ländische Akademiker und Fachkräfte 
nach Deutschland gelockt werden sol-
len. Die Senkung der jährlichen Min-
desteinkommensgrenzen von auslän-
dischen Hochqualifizierten von derzeit 
86.400 auf 63.000 Euro als Vorausset-
zung für die Erteilung einer Nieder-
lassungserlaubnis sei viel zu gering 
ausgefallen, denn dies sei immer noch 
fast das Doppelte des Durchschnitts-
verdienstes. Der Fehlbedarf von rund 
400.000 Fachkräften vor allem in IT- 
und Ingenieurberufen könne damit 
auch nicht nur ansatzweise befriedigt 
werden. Deutschland bleibe mit dieser 
unbefriedigenden Regelung im inter-
nationalen Wettbewerb um die besten 

Köpfe weiterhin im Abseits. Zu 
diesem Wettbewerb gehöre im 
Übrigen die Bereitschaft, Aus-
ländern mit Offenheit und In-
tegrationswillen zu begegnen. Daran 
fehle es infolge der jahrzehntelangen 
Weigerung, Deutschland als Einwan-
derungsland zu begreifen, leider im-
mer noch. 

Weitgehend allein steht Deutschland 
im EU-Bereich laut Gabrielli auch mit 
dem im Aktionsprogramm bis 2011 
verlängerten Abschottungskurs gegen
über weniger qualifizierten Arbeits-
kräften aus den neuen EU-Ländern. 

Zu begrüßen sei in dem Aktionspro-
gramm demgegenüber die neu geschaf-
fene „Aufenthaltserlaubnis zum Zwe-
cke der Beschäftigung“ für Ausländer, 
die sich mit dem unsicheren Duldungs-
status in Deutschland aufhalten, hier 
eine Berufsausbildung oder ein Studi-
um absolviert haben und seit zwei Jah-
ren durchgängig beschäftigt waren. 
http : //aktioncourage.org/media/raw/pm_

Fachkraeftezuzug.pdf

Mieterbund schreibt Minister 
Schäuble an
Berlin.  Die Frage 5 des Einbürgerungs-
tests „Wen müssen Sie in Deutschland 
auf Verlangen in Ihre Wohnung las-
sen?“ mit den Antwortalternativen: 
a) den Postboten / die Postbotin
b) den Vermieter / die Vermieterin
c) den Nachbarn / die Nachbarin
d) den Arbeitgeber / die Arbeitgeberin
ist peinlich. Die offensichtlich vorge-
sehene Lösung „Vermieter“ ist falsch 
und abwegig, schrieb der Präsident 
des Deutschen Mieterbundes (DMB), 
Dr. Franz-Georg Rips, in einem of-
fenen Brief an Bundesinnenminister 
Dr. Schäuble. Rips forderte, die Frage 
ersatzlos aus dem Einbürgerungstest 
zu streichen. � www.mieterbund.de

Aufnahmepläne für Irakflüchtlinge  
in Frage gestellt
Berlin. Am 19./20. Juli haben die In-
nenminister der unionsgeführten Bun-
desländer Niedersachsen und Bayern 
versucht, die Pläne für ein Aufnahme-
programm für Irakflüchtlinge in Frage 
zu stellen. Hatte Bundesinnenminister 
Schäuble noch eine Woche zuvor ange-
kündigt, die ersten Flüchtlinge würden 
voraussichtlich bereits im Herbst auf 
der Basis einer europäischen Verstän-
digung aufgenommen werden, so fallen 
ihm jetzt die Minister Schünemann 
und Herrmann in den Rücken. Sie ver-
suchen, das dringend notwendige Pro-
jekt zu zerreden. PRO ASYL erwartet 
von Bundesinnenminister Schäuble, 
dass er die Linie des Papiers, das die 
deutsche Delegation beim Rat der Jus-
tiz- und Innenminister in Luxemburg 
am 5. Juni 2008 präsentiert hat, konse-
quent vertritt. � www.proasyl.de

20.9.2008  
Demonstrationen in Berlin und 

Stuttgart

„Dem Frieden eine Chance, Truppen 
raus aus Afghanistan“

„Nein zur Verlängerung der 
 Mandate für den Bundeswehrein-

satz in Afghanistan“

Kassel. Die Friedensbewegung 
ruft zu vielen Aktionen und zu zwei 
zentralen Demonstrationen am 
20.9.2008 in Berlin und Stuttgart 
auf gegen eine Verlängerung des 
Bundeswehreinsatzes und generell 
für einen Abzug der Truppen aus 
Afghanistan.� www.afghanistandemo.de 

Aktionen … 

Initiativen
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Soziale Politik

Integration 
durch Sport
Der Bundesrepublik Deutschland sind 
nun schon mehrfach seitens internatio-
naler Institutionen mangelnde Leistun-
gen bei der Integration von Migranten 
bescheinigt worden, insbesondere im 
Zusammenhang mit dem hierzulande 
nach wie vor gepflegten mehrgliedrigen 
Schulsystem. In dieser Debatte haben 
vor allem aus dem pädagogischen Be-
reich viele Akteure darauf verwiesen, 
wie wichtig der integrative Ansatz bei 
den vorschulischen Einrichtungen sei 
und verstärkt Bemühungen der Politik 
eingefordert, die Integration von Mig-
rantenkindern bei Kitas und Krippen 
zu verbessern. Aber auch hier sind die 
bislang erzielten Ergebnisse eben nicht 
gerade ermutigend. Neuere Untersu-
chungen der Arbeitsgruppe Bildungs-
berichterstattung des Statistischen 
Bundesamtes (1) zeigen, dass insge-
samt zwar jedes sechste Kind vor dem 
dritten Lebensjahr in einer solchen 
Einrichtung betreut wird, aber nur je-
des zwanzigste Kind kommt dabei aus 
einer Migrantenfamilie. Bei den drei 
bis fünfjährigen ist dieser Unterschied 
vor allem in Ostdeutschland besonders 
groß. Nahezu jedes Kind deutscher El-
tern besucht dort einen Kindergar-
ten, jedoch nicht einmal die Hälfte 
der  Kinder aus Einwanderfamilien 
besucht eine solche Einrichtung.

Blieben der Sport und die dem Sport 
zugeschriebene Integrationskraft. 
Insbesondere im Zusammenhang mit 
sportlichen Großereignissen, wie der 
Fußballweltmeisterschaft 2006 und 
der Europameisterschaft 2008, sind 
eine ganze Reihe Aufrufe und Bekennt-
nisse von Politikern der politischen 
Parteien veröffentlicht worden, die 
versprechen, den Sportvereinen mehr 
Unterstützung zu gewähren, weil ge-
rade Sportvereine einen wirksamen 
Beitrag für das Ziel einer verbesserten 
Integration von Menschen mit Mig-
rationshintergrund leisten können. 
Leider steht auch hier das öffentliche 
Bekenntnis mancher Politiker oft in 
einem krassen Gegensatz zu der tat-

sächlich erbrachten Unterstützung. 
Allerdings haben bestimmte Projekte 
und Vereine zumindest an öffentlicher 
Aufmerksamkeit gewonnen, die Inte-
gration wohl auch leben und nicht nur 
proklamieren.

Wir wollen hier, stellvertretend für 
viele andere, den Ansatz und das Ge-
schehen in und um den Fußballverein 
FC Internationale Berlin vorstellen.

Der FC Internationale

In Berlin-Schöneberg, in einem Kiez 
mit so genannten sozialen Brennpunk-
ten treffen sich inzwischen regelmäßig 
über 500 Kinder und Jugendliche aus 
35 Herkunftsländern, um gemeinsam 
zu trainieren und Fußball zu spielen. 

Der FC Internationale 
und seine Geschichte
Am Anfang des FC Internationale Ber-
lin im Gründungsjahr 1980 ging es 
weniger um das Thema Integration. 
Die Geschichte des Vereins, vor allem 
zwischen 1980 und 1990 rankt um 
die typischen Themen der politischen 
Auseinandersetzung in der damaligen 
Frontstadt Westberlin. Es ging wie 
stets in Westberlin um „große Dinge“. 
Nichts Geringeres als „der Weltfrie-
den“ war z.B. das Thema 1982. Der 
Verein hatte zum großen Friedenstu-
nier  alle 123 Berliner Fußballvereine 
eingeladen. Die Schlagzeilen in der 
einschlägigen Presse damals laute-
ten: „FC Internationale will in der 
Bevölkerung das Bewusstsein für die 
Notwendigkeit des Friedens stärken“. 
Der Berliner Fußballverband hielt mit 
der bemerkenswerten Parole dagegen: 
„Der Weg zum Frieden kann nicht 
über den Sportplatz führen.“ Inter hat-
te zudem dazu aufgerufen, nach dem 
Tunier gemeinsam unter dem Motto 

„Sportler gegen Atomraketen“ am Os-
termarsch teilzunehmen. Dem Sieger 
des Fußballtuniers sollte nicht etwa ein 
schnöder Pokal sondern eine Graphik 
von Käthe Kollwitz überreicht wer-
den. Die Westberliner Verbandsherren 
schnaubten unüberhörbar in der West-
berliner Presse und wollten dem Tu-
nier die Genehmigung verweigern mit 
der Begründung, „es habe mit Fußball 
nichts zu tun“.

Schon zuvor hatte es eine lange Aus-
einandersetzung um den Namen „FC 
Internationale“ gegeben. Die Verbands-
herren des Westberliner VBB erregten 
sich über das „e“ am Ende des Namens 
und unterstellten einen „kommunis-
tischen“ Beiklang. Einer der Vereins-
gründer, Dozent an der Technischen 
Universität Berlin, gewann schließlich 
Spieler aus einer Mannschaft von in-
ternationalen Studenten. Das diente 
auch als Legitimation für die Na-
mensgebung gegenüber dem Fußball-
verband. Geholfen haben sollen auch 
Solidaritätsadressen der Bundesliga-
spieler Ewald Lienen und Rudi Völler, 
um den Berliner Fußballverband zum 

Einlenken zu bringen. Dennoch, die 
Auseinandersetzung mit dem Fußball-
verband nahmen auch in der Folgezeit 
nicht ab. Als in Westberlin während 
einer Hausbesetzerdemonstration der 
Demonstrant Klaus Jürgen Rattay ums 
Leben kam, liefen die Mannschaften 
des FC Internationale mit Trauerflor 
auf. Der Verband protestierte. Später, 
nach Schließung der AEG-Werke in 
Berlin solidarisierten sich die Spie-
ler des FC Inter mit der Aufschrift 
„AEG-Arbeitsplätze sichern“ auf den 
Trikots.

1997 geriet der Verein nach längerer 
Pause wieder mal in die Presse, als er 
für die erste Männermannschaft eine 
weibliche Trainerin engagierte. Das 
bundesweite Echo zu diesem Vorgang 
gipfelte in einer Bemerkung von Uli 
Hoeneß, die hier aber nicht weiter er-
örtert werden  soll.

Mittlerweile hat der Verein durch 
seine Arbeit auch im Berliner Verband 
Anerkennung und Respekt erworben 
und ist neben vielen besonderen eben 
auch, was er immer sein wollte, ein 
normaler Fußballverein.� brr

1. Mannschaft im Gründungsjahr 1980
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Mannschaft beim legendären Friendenstunier 1982

  Solidarität mit den Beschäftigten der AEG-Werke

„No racism“ steht auf den Trikots als 
politische Aussage, dafür keine Wer-
bung. Irgend jemand aus dem Verein 
sagte mal, dass sei der kleinste gemein-
same Nenner aller Mitglieder, aber den 
unterstützen wirklich alle. Für sei-
ne soziale Arbeit wurde der Verein 
mehrfach mit Preisen bedacht, u. a. 
mit dem „Stern des Sports“ für Inte-
grationsarbeit vom Landessportbund 
und dem „Sepp Herberger Preis“ des 
DFB für Kinder- und Jugendarbeit. 
Seit 2006 ist der Verein offizieller In-
tegrationsstützpunkt im Rahmen des 
durch  Bundesinnenministerium und 
Bundesamt für Migration geförderten 
Programms „Integration durch Sport“, 
welches wiederum durch die Dachor-
ganisation aller deutschen Sportver-
bände ins Leben gerufen wurde. In 
Summe erhält der FC Internationale 
dadurch lediglich eine auf fünf Jahre 
begrenzte Förderung von jährlich 1000 
Euro. Der Verein mit seinen nunmehr 
fast 900 Mitgliedern hatte in den letz-
ten Jahren dank gestiegener Populari-
tät enorm viel Zulauf von Kindern und 
Jugendlichen. Inzwischen sind mehr 
als 500 Jugendliche und mehr als 30 
Jugendmannschaften im regelmäßigen 
Spielbetrieb. Was dazu die 1000 Euro 
im Jahr wirklich beitragen können, 
mag dahingestellt bleiben. Der Ver-
einsvorstand jedenfalls hat sich artig 
bedankt.

Und das Konzept?

Verschiedene Journalisten von der Ta-
gesschau bis zur Berliner Tagespres-
se sind inzwischen, vor allem in der 
Zeit rund um den „Integrationsgipfel“, 
beim FC Inter aufgetaucht und haben 
bei Geschäftsführer, Vereinsvorstand 
Jugendtrainer und Mitgliedern zu er-
gründen versucht, worin denn das Be-
sondere im „Konzept“ vom FC Interna-
tionale zu suchen sei.

Die Antworten sind allesamt schlicht 
und unspektakulär. Sie lauteten etwa 
wie folgt:

„Wir machen nichts Besonderes. Wir 
thematisieren ‚Integration‘ nicht extra. 
Unsere Mitglieder sind gehalten, sozial 
miteinander umzugehen. Wir lassen 
Diskriminierungen nicht zu. Wir le-
gen großen Wert auf faires Spiel. Für 
uns ist entscheidend, das Miteinander 
als Selbstverständlichkeit zu leben, 
egal wo einer herkommt. Unsere Ju-
gendlichen sprechen Deutsch auf dem 
Sportplatz, weil es gar nicht anders 
geht. Die Übungsleiter sind bewusst 
hinterher, dass die Verständigung 
klappt. Wir gehen gegen Pöbeleien vor, 
auch wenn sie vom Spielfeldrand kom-
men. Wir legen Wert auf die Auswahl 
der Betreuer.

Der Verein finanziert sich zu 70 Pro-
zent aus Mitgliedsbeiträgen, der Rest 
sind Spenden und öffentliche Zuschüs-
se. Öffentliche Gelder gibt es meist 
nur für einzelne ausgefallene Projekte, 

Ein Team der 
Nachrichtensend-
ung „heute“ 
des ZDF war 
anwesend, als 
zum Auftakt der 
Kampagne „Netz 
gegen Nazis“ am 
5. Mai 2008 die 
B-Jugend stell-
vertretend für den 
FC Internationale 
ihr Foto zur Un-
terstützung der 
Aktion aufnahm. 

Ferienfußballcamps etc., nicht für die 
normale Arbeit. Aber darauf käme es 
eigentlich an.

Die 60 Übungsleiter des Vereins ar-
beiten ehrenamtlich. Meist handelt es 
sich um frühere aktive Spieler. Auch 
Trainerlizenzen werden bislang nicht 
bezuschusst. 2007 hatte Bundeskanz-
lerin Merkel verkündet, es sollten „ver-
stärkt Übungsleiter ausgebildet wer-
den in den Gegenden und Regionen, 
in denen sehr viele Migrantinnen und 
Migranten leben und wohnen“.

An Trainern allerdings mangelt es 
dem Verein nicht wirklich. Es man-
gelt jedoch an Sportplätzen. Zeitweise 
musste deshalb bereits ein Aufnahme-
stopp verhängt werden. Die Zugkraft 
des Vereins auf Kinder und Jugendli-
che hält unvermindert an. Inzwischen 
bilden sich auch Mädchenteams. Vier 
gibt es bereits und die D-Jugend ge-
wann im letzten Jahr Berliner Meister-
schaft und Pokal.� brr
(1) Quelle: Informationsdienst des Instituts der 
deutschen Wirtschaft,  24.7.2008 
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Konzessionsentzug für 
Moonlight-Club! Göttingen.
Der Göttinger Landtagsabge-

ordnete der LINKEN, Patrick 
Humke-Focks, fordert den Göt-

tinger Oberbürgermeister Wolfgang 
Meyer auf, dem Moonlight-Club die 
Konzession zu entziehen. Am Wo-
chenende hatte in dem Lokal eine 
rechtsextreme Musikparty stattge-
funden. „Wir dürfen solche Umtriebe 
in unserer Stadt nicht dulden“, sagte 
Humke-Focks. Gleichzeitig lobte er 
die Demonstration gegen den Club, an 
der etwa 250 Bürgerinnen und Bürger 
teilnahmen Dass der Betreiber des 
Moonlight-Clubs Antifaschisten we-
gen ihres Engagements gegen die Ver-
anstaltung per E-Mail bedroht hat, 
zeige einmal mehr, wessen Geistes 
Kind dieser Mann sei. 

�  www.linkspartei-goettingen.de

Klima- und Antiracamp 2008 von 
der Wasserschutzpolizei beobach­
tet: Hamburg. Drei Schnellboote der 
Wasserschutzpolizei verfolgten die 
Barkasse der Initiatoren des Klima- 
und Antirassismus-Camps 2008, auf 
der am 24. Juli die zweistündige Pres-
sekonferenz im Hamburger Hafen 
stattfand. Kein freundliches Zeichen 
des schwarz-grünen Senats gegen
über den Initiatoren des Camps, das 
vom 15.8. bis 24.8.2008 auf der Elbin-
sel Entenwerder stattfinden soll. „Der 
Einsatz der Wasserschutzpolizei zur 
Beobachtung einer Pressekonferenz 
ist ein klares Signal des schwarz-
grünen Senats, dass er die Kommu-
nikationsgrundrechte, insbesondere 
die Meinungs- und Pressefreiheit, 
genauso wie die Versammlungsfrei-
heit missachtet“, kritisiert Christiane 
Schneider, Innenpolitische Spreche-
rin der Fraktion DIE LINKE in der 
Bürgerschaft. Die Drohung des rot-
grünen Bezirksamtsleiters Markus 
Schreiber gegenüber den Initiatoren 
des Camps, bei einem Verstoß gegen 
die Grünflächenverordnung Zwangs-
gelder in Höhe von bis zu 25.000 Euro 
zu verhängen, sei unverhältnismäßig.  
� www.linksfraktion-hamburg.de

Erfolgreiches Volksbegehren in Thü­
ringen: Erfurt. Zum Abschluss des 
Volksbegehrens „Mehr Demokratie 
in Thüringer Kommunen“ erklärt der 
Spitzenkandidat für die Thüringer 
Landtagswahl 2009, Bodo Ramelow: 
Wir können jetzt, nach unmittel-
barem Ende der Sammlungsfrist, da-
von ausgehen, dass die gesammelten 
Unterschriften ausreichen, um die 
nötigen 200 000 deutlich zu über-
springen. Auch wenn die Bögen erst 
noch amtlich geprüft werden, können 
wir uns darüber freuen. Das Volksbe-
gehren hat deutlich gemacht: Direkte 

Demokratie, direkter Einfluss der Bür-
gerinnen und Bürger auf Politik sind 
das Gegenprogramm zu Parteienver-
drossenheit, Wahlabstinenz und brau-
nen Demagogen. Der Dank dafür gilt 
vielen ehrenamtlichen Mithelferinnen 
und Mithelfern, besonders dem Orga-
nisator und Sprecher des Bündnisses 
für mehr Demokratie Ralf-Uwe Beck. 
� http://die-linke.de/die_linke/nachrichten

Keine Stadt für Kleinverdiener? 
Frankfurt a.M. „Die Stadt Frank-
furt ist in der Pflicht, preisgünstigen 
Wohnraum anzubieten“ erklärt die 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
der LINKEN im Frankfurter Römer 
Carmen Thiele, „sonst kommt es in 
den nächsten Jahren zu einer Katas-
trophe für die Bevölkerungsgruppe mit 
kleineren Einkommen.“ Die Fraktion 
DIE LINKE. im Römer will deshalb 
mit einer Anfrage genau wissen, wo-
hin die Reise geht bei den Planungen 
der schwarz- grünen Koalition. „Wir 
wollen Fakten über den Investitions-
rahmen und die Planung bezüglich 
Bauvorhaben im unteren Mietpreis-
segment wissen“. Während es auf dem 
Eigentumswohnungsmarkt genügend 
Anbieter gäbe, sei beim Bau von preis-
günstigen Mietwohnungen die städ-
tische Wohnungsbaugesellschaft, die 
ABG Frankfurt Holding, gefordert. Sie 
müsse jetzt endlich ihrem eigentlichen 
Auftrag nachkommen und die Zahl der 
Sozialwohnungen aufstocken, fordern 
die LINKEN. Gerade weil die Zahl 
der Wohnungssuchenden immer weiter 
wachse und das Angebot an preisgüns-
tigem Wohnraum nicht ausreiche, müs-
se hier etwas getan werden.
� http://dielinke-im-roemer.de

Sozialtarif für Strom dringend not­
wendig: Bochum. So jedenfalls inter-
pretiert die Linksfraktion im Bochu-
mer Rat die Antwort der Verwaltung 
auf ihre Anfrage nach der Anzahl der 
Stromabschaltungen im vergangenen 
Jahr. Und die Antwort ist eindeutig. 
Im Jahr 2007 wurde rund 34.000 mal 
der Strom wegen fehlender Zahlungen 
vorübergehend abgestellt. Wenn es 
auch eine Zeitlang dauert, bis es so 
weit kommt und die Stadtwerke die 
Möglichkeit der Ratenzahlung für die 
Betroffenen gewährt, so ist doch jede 
Stromsperrung für den Betroffenen 
ein schwerer Schlag. Dazu erklärt der 
Vorsitzende der Linksfraktion Ernst 
Lange: „In den letzten Monaten sind 
die Energiepreise erheblich gestiegen, 
und sie werden es mit Sicherheit noch 
weiter tun. Dies trifft besonders Men-
schen mit geringem Einkommen. So 
sieht es auch die Verwaltung in der 
Beantwortung unserer Frage nach den 
Ursachen von Stromabschaltungen. 
Wenn dies aber so ist, dann brauchen 

wir einen Sozialtarif für diesen Per-
sonenkreis.“
www.linke-bochum.de/kvbochum/ratsfraktion

Gedankenlos? Absicht? Stuttgart. Bis 
1994 war die Stadtbücherei kostenlos. 
Dann kostete die Jahresausleihe zwölf 
Mark, 2004 zwölf Euro, ab Juli 2007 
13 Euro, und nun hat der Gemeinderat 
auf 15 Euro ab Januar 2009 erhöht. 
BonusCard-Inhaber zahlen 50 Prozent; 
sie sind bei jeder Erhöhung dabei, auch 
wenn ihre Einkommen seit zwölf Jah-
ren nur um sechs Euro auf jetzt 351 Euro 
im Monat erhöht wurden. Die LINKE. 
hat im Gemeinderat beantragt, von Bo-
nusCard-Inhabern keine Gebühr mehr 
zu fordern oder wenigstens den alten 
Preis von 6,50 Euro zu lassen. Das wur-
de abgeschmettert. Schon 2005 hat die 
LINKE ein Einfrieren von ermäßigten 
Eintritten beantragt. In anderen Berei-
chen wirken sich die höheren Eintritte 
auch auf die Kinder von BonusCard-
Inhabern aus, so bei Kinderkonzerten. 
Die Mineralbäder sind selbst mit Fa-
milienCard vielen Normalverdienern 
zu teuer. Unbezahlbare Eintritte und 
Gebühren grenzen sozial und kulturell 
aus – Kinder und Erwachsene. Da muss 
sich was ändern! (Amtsblatt, 28/2008)
http://www.domino1.stuttgart.de/grat/pds.nsf

Die Interessen des Rates vertreten! 
Köln. Im Zusammenhang mit der Gas-
preiserhöhung der RheinEnergie AG 
äußerte sich der Aufsichtsratsvorsitzen-
de Prof. Bietmann zum Ratsbeschluss 
vom 13. Dezember 2007. Die Rhein-
Energie AG wird darin auffordert, ei-
nen Sozialtarif für Stromkunden mit 
Köln-Pass einzuführen. Er erklärte, 
dass er davon nichts halte: „Der Staat 
und nicht die Energieversorger müsse 
den Bürgern helfen.“ Dazu erklärt Jörg 
Detjen, Fraktionsvorsitzender von DIE 
LINKE. Köln: „Prof. Bietmann ist vom 
Rat der Stadt Köln in den Aufsichtsrat 
entsandt worden. Er sollte Beschlüsse 
respektieren und dazu beitragen, dass 
sie umgesetzt werden. Der Hinweis, 
der Staat solle das regeln, ist bizarr: 
Die RheinEnergie ist ein öffentliches 
Unternehmen zur Versorgung der Be-
völkerung. Bietmann verwechselt hier 
privat und öffentlich. Im Geschäftsjahr 
2007 hat die RheinEnergie AG für 500 
Mio. Euro Anlagevermögen erworben. 
Im ersten Halbjahr 2008 wurde noch 
einmal die gleiche Summe investiert. 
Die RheinEnergie AG will auch wei-
tere Stadtwerkebeteiligungen in den 
kommenden Monaten ankaufen. Das 
Unternehmen macht riesige Gewinne, 
aber stellt sich nicht den sozialen Pro-
blemen ihrer Kunden. Mit einem Sozi-
altarif für Köln-Pass-Inhaber von 100 
Euro im Jahr könnten 500 Kilowatt-
stunden kostenlos geliefert werden und 
gleichzeitig ein Bonus für energiespa-
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rende Haushaltsgeräte gezahlt wer-
den. Wenn ein Energieverbraucher 
trotzdem nicht zahlen kann, muss 
er weiterhin eine kleine Strommen-
ge für Licht, Fernsehen und Kochen 
erhalten.“ 
http://www.linksfraktion-koeln.de/ 

Wohnungsprivatisierungen verhin­
dert. Heidelberg. Nachdem im März 
bereits 15000 Unterschriften für ein 
Bürgerbegehren gesammelt worden 
waren, im April die juristischen Ver-
suche der Verkaufsbefürworter, das 
Bürgerbegehren aus fadenscheinigen 
Gründen für ungültig erklären zu 
lassen, erfolgreich abgewehrt wer-
den konnten, und sich beim Bürger-
entscheid am 13.7.2008 nicht weniger 
als 82,3% der Abstimmenden gegen 
die Wohnungsprivatisierungen aus-
gesprochen hatten (allerdings wurde 
das Quorum von 25% nicht erreicht), 
wurde nun auch für den Heidelberger 
Gemeinderat der politische Druck zu 
groß. Auf seiner Sitzung am 23.7. be-
schloss das Gremium mehrheitlich, 
dass die Wohnungen nicht verkauft, 
sondern im städtischen Eigentum 
bleiben sollen. Vorausgegangen war 
eine lange Stadtratsdebatte mit hef-
tigen Angriffen der nach wie vor 
verkaufswilligen Freien Wähler und 
der CDU auf die Heidelberger Lin-
ke. Doch es nutzte nichts mehr. Die 
frühere Stadtratsmehrheit kippte 
und die Verkaufsbefürworter unter-
lagen in der Abstimmung. Der Hei-
delberger Gemeinderat hat nun be-
schlossen, dem deutlichen Willen von 
82% der Wähler, die am 13.7.2008 
beim Bürgerentscheid ihre Stimme 
abgegeben haben, zu entsprechen und 
die 610 Sozialwohnungen im Stadtteil 
Emmertsgrund nicht zu verkaufen. 
Letztlich war der Bürgerentscheid 
also doch erfolgreich. Das Ergebnis 
des Bürgerentscheids und die daran 
anschließende Entscheidung des Ge-
meinderats machten deutlich, dass 
eine sozial gestaltete Wohnungspoli-
tik unverzichtbar ist und Vorrang vor 
dem betriebswirtschaftlichen Eigen-
interesse der städtischen Wohnungs-
baugesellschaft GGH haben muss. 
Die GGH wird das bei ihren zukünf-
tigen Planungen zu berücksichtigen 
haben. Sollte die GGH in Zukunft 
wieder hinter dem Rücken der Bürger 
ähnliche Wohnungsverkäufe in ande-
ren Stadtteilen planen, werden wir 
jederzeit wieder ein Bürgerbegehren 
einleiten, um einen erneuten Bürger-
entscheid zu erreichen. Das „Bündnis 
für den Emmertsgrund“ bleibt auch 
nach dem Bürgerentscheid bestehen. 
Dr. Edgar Wunder, Pressesprecher des Hei-

delberger Bürgerbegehrens für den Erhalt der 

städtischen Wohnungen

� (Zusammenstellung: ulj)

Seit nun mehr als 4 Monaten streiken fast 
1000 Beschäftigte der Allianz in Korea ge-
gen die einseitige Einführung eines leis-
tungsbezogenen Vergütungssystems durch 
die Allianz – welche einen klaren Bruch des 
geltenden Tarifvertrages darstellt. Leider 
hat die Allianz den Konflikt immer weiter ver-
schärft. Schließlich hat die Allianz sogar 87 
Filialleiter wegen ihrer Gewerkschaftsmit-
gliedschaft und ihrer Teilnahme am Streik 
entlassen!

Der Gewerkschaftsvorsitzende und ein 
weiterer Kollege wurden mit der Be-
gründung verhaftet, sie behinderten 
die Geschäftstätigkeit der Allianz. Der 
Konzernvorstand der Allianz SE in 
Deutschland hat es trotz mehrfacher 
Vermittlungsversuche von Verdi- und 
Arbeitnehmerseite bisher konsequent 
abgelehnt mit Vertretern der korea-
nischen Gewerkschaft zu sprechen. 
Diese waren in ihrer Verzweiflung in-
zwischen zweimal mit einer kleinen 
Gruppe in München, um hier ein Stück 
weiter zu kommen. Der Vorstand der 
Allianz SE steht in der politischen Ver-
antwortung, dass es in Korea zu einer 
Lösung des Konfliktes kommt. 

Wir erwarten zudem vom Allianz-
Vorstand, dass er sich an die gelten-
den Tarifverträge hält – und dass er 
die Grundrechte der Arbeitnehmer in 
Korea, die Freiheit sich gewerkschaft-
lich zu organisieren und das Recht auf 
Streik akzeptiert !

Hintergrund

1.000 der 1.700 Beschäftigte von Alli-
anz Korea sind seit dem 23. Januar im 
Ausstand. Sie protestieren gegen die 
vom Konzern eingeleiteten Maßnah-
men, die im Widerspruch zum gelten-
den Tarifvertrag stehen. 

Im Zuge des Streiks wurden auch 
der Präsident der koreanischen Ge-
werkschaft und ein weiterer Kollege 
verhaftet; mit der Begründung sie be-
hinderten die Geschäftstätigkeiten der 
Allianz Korea.

2005 und 2006 kamen beide Seiten 
überein, dass sie über ein für beide 
Parteien annehmbares Leistungslohn-
system verhandeln werden. Diese Ver-
handlungen kamen jedoch zum Still-
stand. Zu Beginn dieses Jahres führte 
die Allianz Korea-Unternehmenslei-
tung einseitig und ohne Rücksprache 
mit den Beschäftigten ein solches Sys-
tem ein. Allianz missachtet überdies 
das in der koreanischen Gesetzgebung 
ebenfalls verankerte Recht auf Verei-
nigungsfreiheit, indem sie 87 Filial-
leiter aufgrund ihrer Teilnahme am 
Streik entlassen hat – auch Filialleiter 
haben das Recht, Gewerkschaften bei-

zutreten und ihre Rechte als Arbeit-
nehmer auszuüben. 

Koreanische Richter entschieden am 
20. Mai, dass der Streik legal ist und 
die Gewerkschaft legitime Forderung 
stellt – die Allianz dagegen den Tarif-
vertrag bricht.

Ferner hat sich Allianz Korea gewei-
gert, einen konstruktiven Dialog mit 
der Gewerkschaft aufzunehmen. 

Allianz Korea fühlt sich offensicht-
lich in keiner Weise verpflichtet, Rech-
te in Bezug auf Kernarbeitsnormen 
einzuhalten und stellt damit die Nach-
haltigkeit ihrer Geschäftstätigkeit in 
Frage. 

Im März wartete eine Delegation, 
der vier Kollegen der Allianz Life Ko-
rea Union und ihrer Dachorganisation 
Korean Federation of Clerical & Finan-
cial Labour Unions angehörten, sieben 
Tage lang auf ein Gespräch mit der 
Konzernleitung in München, Deutsch-
land. Die Konzernleitung weigerte sich 
jedoch, trotz Vermittlungen der deut-
schen Gewerkschaft Verdi und UNI 
Finanz, die Delegation zu empfangen.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,
im Namen der Gewerkschaft Verdi und 

im Namen unserer globalen Gewerk-
schaft UNI-Finance (Union Network In-
ternational) bitte ich euch um Unterstüt-
zung der Allianz Life Korea Union (ALKU) 
in einer außergewöhnlichen und sehr 
zugespitzten Situation.
Ich bitte euch deshalb:
Eine Mail an den Vorstandsvorsitzen-

den der Allianz SE, Herrn Diekmann 
zu schicken. Ihr braucht dazu nur auf 
die Internetseite unserer internationalen 
Gewerkschaft UNI zu gehen, um von 
dort eine vorgefertigte Mail abzuschicken 
– Ihr könnt natürlich auch gern einen 
eigenen Text benutzen.
Hier der Link: www.uniglobalunion.

org /uni indep.nsf /ProtestAl l ianzKo-
rea052008-de  
Quelle: Verdi Bundesverwaltung Fach-

bereich Finanzdienstleistungen 
� (Jörg Reinbrecht)

Unterstützungsaktion für die koreanische Gewerkschaft in der Allianz

Allianz-Konzern missachtet Gewerkschafts- 
rechte in Korea
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Am 9. Juni haben, noch unter der slowe-
nischen Ratspräsidentschaft, die europä-
ischen Sozialminister eine Einigung über die 
seit mehreren Jahren auf Eis liegende Revi-
sion der europäischen Arbeitszeitrichtlinie 
erzielt. Dieser Kompromiss war verbunden 
mit einer Einigung über die Richtlinie zur 
Gleichbehandlung von Leiharbeitnehmern 
(siehe Kasten). Voraussetzung für die Eini-
gung war eine Neupositionierung von Italien 
und Frankreich, die in der Vergangenheit 
gemeinsam mit einer Reihe von anderen 
Staaten das Auslaufen der Opt-Out-Klausel 
durchsetzen wollten.

Landauf landab werden als Erklä-
rung für den langen Stillstand die 
Blockade der englischen Regierung, 
die die Möglichkeit des Opt-Out unbe-
dingt aufrechterhalten wollte, sowie 
die Wirkungen der beiden Urteile des 
europäischen Gerichtshofes, in denen 
inaktive Phasen der Bereitschaftszeit 
ausdrücklich als Arbeitszeit gewertet 
werden. Zwar gibt es weitere Punkte 

der Richtlinie, die echte Bedeutung 
haben und es gibt neben der englischen 
Regierung auch eine Reihe weiterer 
Akteure mit Einfluss, aber die beiden 
genannten Gegenstände stehen für die 
Kernpunkte des Konfliktes. Es geht 
um die extensive Verfügbarkeit der Ar-
beitskraft und um das Direktionsrecht 
während der Arbeit.

Ziel der Verankerung des Opt-Out 
ist die völlige Entgrenzung der Arbeit-
zeiten. Schaut man auf die regelmäßig 
von Eurostat vorgelegten statistischen 
Daten zu den realen Arbeitszeiten1, 
kann zwar über die letzten Jahre keine 
große Veränderung bei den tatsäch-
lichen Arbeitszeiten festgestellt wer-
den – in den neuen Mitgliedsstaaten 
liegt ein leichter Trend zu kürzen Ar-
beitszeiten vor, in einigen alten Mit-
gliedsstaaten ein leichter Trend zu 
höheren. Jedoch finden echte Verände-
rungen bei der Länge der Arbeitszeit 
und der Gestaltung der Arbeitszeit 
(allgemeine Zunahme von Arbeit zu 

ungünstigen Zeiten, Schichtarbeit, all-
gemeine Flexibilisierung der Arbeits-
zeit, Arbeitszeitkonten) statt. Über-
lange Arbeitszeiten werden sich vor 
allem in den (wachsenden) statistisch 
nicht erfassten Bereichen der Lohn-
arbeit finden. In Großbritannien wird 
das Opt-Out beispielsweise in vielen 
Bereichen des Bausektors flächende-
ckend angewandt, in denen schon in 

EU-Arbeitzeitrichtlinie: Mit schnellen Schritten 
zur grenzenlosen Verfügbarkeit Die Opt-Out-Klausel

Artikel 6 der Europäischen Arbeits-
zeitrichtlinie regelt die wöchentliche 
Höchstarbeitszeit von 48 Stunden in 
einem Siebentageszeitraum. Die Opt-Out-
Klausel besagt, dass hiervon in einem 
zweistufigen Verfahren abgewichen wer-
den kann. In einem ersten Schritt wenden 
die Mitgliedsstaaten bei der nationalen 
Umsetzung der Richtlinie Artikel 6 nicht an 
(Artikel 22, Abs. 1), wenn sie auf anderem 
Wege den Gesundheitsschutz der Be-
schäftigten gewährleisten. Dies eröffnet, 
dass in einem zweiten Schritt der einzelne 
Arbeitnehmer sich dazu bereit erklären 
kann, generell länger als 48 Stunden die 
Woche zu arbeiten (Artikel 22, Abs. 1a).

 
Wesentliche Elemente der 
Richtlinie zu Leiharbeit
Als grundlegende Arbeits- und Be-
schäftigungsbedingungen werden in 
Artikel 1 folgende Gegenstände auf-
geführt
i) die Dauer der Arbeitszeit, Überstun-
den, Pausen, Ruhezeiten, Nachtarbeit, 
Urlaub und Feiertage
ii) Bezahlung.
Das Verbot oder die Beschränkung von 
Leiharbeit sind nur aus Gründen des 
allgemeinen Interesses, insbesonde-
re zum Schutz der Leiharbeitnehmer, 
der Sicherheit und des Gesundheits-
schutzes oder dem Funktionieren des 
Arbeitsmarktes erlaubt. Mitglieds-
staaten sollen bestehende Restriktio-
nen überprüfen. (Art. 4) 
Die grundlegenden Arbeits- und Be-
schäftigungsbedingungen sollen die 
gleichen wie für Festbeschäftigte der 
Entleihfirma sein.

Ausnahmen von diesem Grundsatz 
sind möglich.
- Bezüglich der Entlohnung wenn der 
Beschäftigte einen festen Arbeitsver-
trag mit dem Verleiher hat und wäh-
rend Zeiten der Nichtbeschäftigung 
weiter Lohn erhält.
- Durch Tarifvertrag.
- In Mitgliedsstaaten ohne Möglichkeit 
der Allgemeinverbindlicherklärung 
von Tarifverträgen, kann nach Anhö-
rung der Sozialpartner durch Verord-
nungen. (Art. 5)
Aus dem Text geht nicht hervor, ob 
die immer wieder behauptete Möglich-
keit einer Nichtgleichbehandlung beim 
Lohn generell während einer Einarbei-
tungszeit von sechs oder zwölf Wochen 
möglich sein soll. 
Leiharbeitnehmer sollen über offene 
Stellen im Entleihbetrieb unterrichtet 
werden.
Mitgliedsstaaten sollen sicherstellen, 
dass Verpflichtungen der Leiharbeit
nehmer, keinen Arbeitsvertrag mit 

dem Entleiher einzugehen, unterblei-
ben oder, wo sie bestehen, für null und 
nichtig erklärt werden.
Leiharbeitnehmer sollen zu gleichen 
Bedingungen wie die fest Beschäf-
tigten Zugang zu Einrichtungen des 
entleihenden Unternehmens haben. 
Insbesondere zu Kantine, Kinderbe-
treuungseinrichtungen und Transport
einrichtungen.
Die Mitgliedsstaaten sollen vorantrei-
ben, dass das Angebot von Bildungs-
maßnahmen und von Kinderbetreu-
ungseinrichtungen in den Verleih-
betrieben verbessert werden – auch 
zwischen Beschäftigungszeiten. Eben-
so soll der Zugang zu Bildungsmaß-
nahmen in den Entleihbetrieben ver-
bessert werden.
(Art. 6) 
Die Mitgliedsstaaten behalten das 
Recht, für Leiharbeitnehmer günstige-
re Bestimmungen zu erlassen (Art. 9).
(Dokument 10587/08 – Englischer 
Originaltext – rog)
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Belgien, Griechenland, Ungarn, und 
Spanien sind der Auffassung, dass 
bezüglich eines so grundlegenden 
Gegenstandes wie der Arbeitszeit, 
aus einer sozialen Perspektive, die 
notwendige Balance zwischen dem 
Schutz der Arbeitskraft auf der einen 
Seite und einer flexiblen Arbeitsorga-
nisation auf der anderen Seite, nicht 
erreicht wurde. Es wurde auch kein 
bedeutsamer Fortschritt bezüglich 
der Verbesserung des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes der Beschäf-
tigten erzielt.
Sie bedauern, dass ein Nachteil der 
Arbeitszeitrichtlinie auf unbestimm-
te Zeit festgeschrieben wurde, so 
dass kein Fortschritt bezüglich der 
Einschränkung der Anwendung der 
Opt-Out Regel und der Festlegung 
eines Datums für ihr Auslaufen er-
zielt wurde.   
Gleichermaßen bedauern sie, dass 
innerhalb des Systems der Opt-Out-

Regel eine zusätzliche Ausdehnung 
über die Grenze von 60 bzw. 65 Stun-
den möglich ist. Sie meinen, dass die 
Länge für Kurzzeit-Verträge, die sie 
als Ausnahme ansehen, zu lang ist.
Einige von ihnen beharren darauf, 
dass der inaktive Teil des Bereit-
schaftsdienstes nicht als Ruhezeit 
betrachtet werden kann.
Einige von ihnen bedauern, dass der 
Soziale Dialog nicht in einer ähn-
lichen Weise in Betracht gezogen 
wurde, wie bezüglich der Richtlinie 
zu Leiharbeit.
Aus diesen Gründen können die be-
treffenden Mitgliedsstaaten zum 
jetzigen Stand des Verfahrens ihre 
Unterstützung zu dem präsentierten 
Vorschlag zur Arbeitszeitrichtlinie 
nicht geben.

(Brüssel, 11. Juni 2008 – Dokument 
10583/08; eigene Übersetzung – rog)

der Vergangenheit eine Entgrenzung 
der Arbeitszeit vor allem durch For-
men der Scheinselbständigkeit und 
unterschiedlichster Formen nicht an-
gemeldeter Arbeit stattfand. Das Opt-
Out dürfte sich bei weiterem Bestand 
von Beschäftigungsform zu Beschäfti-
gungsform und Sektor zu Sektor durch 
die Lohnarbeit durchfressen.

 Mit der Diskussion um die Bereit-
schaftszeit bei Ärzten und der Ein-
führung des Begriffs der inaktiven 
Bereitschaftszeit sind nicht nur Be-
reitschaftsdienste im engeren Sinne 
angesprochen. Tendenziell kann diese 
Konfliktlinie in allen Bereichen der 
Dienstleistung, der Prozesssteuerung, 
in Kundendiensten oder Auftragsab-
wicklung aufscheinen. Mit der Vor-
stellung der inaktiven Anwesenheit 
am Arbeitsplatz wird nicht mehr der 
Kapitalist als verantwortlich angese-
hen, die durch den Abschluss des Ar-
beitsvertrages erlangte Verfügungsge-
walt dadurch zu nutzen, dass er Arbeit 
heranschafft. Bezahlt wird nur noch, 
wenn halt mal was anfällt. Es ist die 
Schwäche der Erklärung des Marbur-
ger Bundes als Pressuregroup für die 
Ärzte, wenn er den Gegenstand zu de-
ren Exklusivproblem erklärt. Die dras-
tische Schilderung des völlig übermü-
deten Arztes bei der x-ten Operation 
wird nicht nur mit dem Schrecken 
möglicher eigener Betroffenheit son-
dern auch mit einem Augenzwinkern 
wahrgenommen. Es ist wohl kaum zu 
klären, ob der Chirurg während der 
Bereitschaftszeit immer genügend ad-
ministrative usf. Tätigkeiten hat, die 
den Rest der Bereitschaftszeit in aktive 
Zeit wandeln, aber die Beschreibung 
dieses Konflikts verweist auf den zu 
gestaltenden Gegenstand.

Es wäre die aktive Gestaltung der 
Arbeitsorganisation, die von den Be-
schäftigten und ihren Gewerkschaften 
aufgegriffen werden müssten. In die-
sem Zusammenhang haben die Ge-
werkschaften in den Jahren seit der 
Vorlage des Entwurfs der neuen Richt-
linie wenig entwickelt. 
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EU-Arbeitszeitrichtlinie Stellungnahmen: 

Marburger Bund: Beschluss zur Arbeitszeitrichtlinie 
– Patienten und Ärzte werden die Verlierer sein
Mit Empörung reagiert die deutsche 
Ärztegewerkschaft Marburger Bund 
(MB) auf den heutigen Beschluss der 
EU-Arbeits- und Sozialminister, die 
Arbeitszeitrichtlinie ändern zu wollen 
und danach die Bereitschaftsdienste 
nicht mehr vollständig als Arbeitszeit 
zu werten. „Mit der künstlichen Un-
terscheidung von aktiven und inak-
tiven Phasen der Bereitschaftsdiens-
te drohen überlange Arbeitszeiten, 
übermüdete Klinikärzte im OP und 
am Krankenbett und eine Verschlech-
terung der Patientenversorgung“ er-
klärte der 1. Vorsitzende des Marbur-
ger Bundes, Rudolf Henke.
Der Marburger Bund begrüßte die 
Feststellung von Bundesarbeitsminis-

ter Olaf Scholz, wonach das deutsche 
Arbeitszeitgesetz in Sachen Bereit-
schaftsdienste nicht geändert werden 
müsse und die Bereitschaftsdienste 
somit nach wie vor als Arbeitszeit 
gewertet werden. „Damit hilft uns die 
Bundesregierung, dass eine etwaige 
Änderung der europäischen Arbeits-
zeitrichtlinie keine Auswirkungen auf 
die Bereitschaftsdienstregelungen in 
Deutschland haben wird. …“ Der MB 
schließt den Versuch rechtswidriger 
Dienstplanänderungen der Arbeitge-
ber zu Lasten der Ärzte nicht aus.
Der Marburger Bund werde deshalb 
die anvisierte Änderung der Arbeit-
zeitrichtlinie mit allem Nachdruck 
bekämpfen. 

EGB: EU-Minister einigen sich auf längere Arbeitszeiten 
– Der Arbeitszeitdeal ist für den EGB unakzeptabel

… Die Europäische Union hat am 
10 Juni vereinbart, die individuelle 
Ausstiegsklausel für Beschäftigte 
von der 48-Stunden-Woche beizube-
halten und den Leiharbeitnehmern in 
den 27 Mitgliedsstaaten mehr Rechte 
zu geben. 
…Der Europäische Gewerkschafts-
bund hat für die Rechtsvorlagen 
beides, Lob und Kritik. „Die Verein-
barung zu Zeitarbeit ist positiv und 
zeigt, dass die EU legislativ Verbesse-
rungen für die Beschäftigten bewir-
ken kann, auch gegen das, was einige 

Wirtschaftslobbyisten argumentiert 
haben“ bemerkte der EGB-Vorsitzen-
de Monks.
„Aber die Vereinbarung zur Arbeits-
zeit ist bezüglich der neuen Regeln 
für den Bereitschaftsdienst und die 
Beibehaltung der Englischen Aus-
stiegsklausel im höchsten Grade un-
befriedigend und unakzeptabel für 
den EGB“, fügte er hinzu. 
„Wir werde nun mit Verbündeten im 
Europäischen Parlament daran ar-
beiten, diese Regelungen zu verän-
dern“, sagte Monks.

Gemeinsame Erklärung der Delegationen aus Belgien, 
Griechenland, Ungarn, und Spanien 
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Fast alle Putzfrauen arbeiten 
schwarz. FAZ, Fr. 11.7.08. Laut 
Gebäuderreinigungshandwerk 
haben regulär arbeitende Unterneh-
men auf diesem Markt keine Chance, 
so Bundesinnungsmeister D. Kunert. 
„Wir haben den gesamten Bereich 
der privaten Haushalte geistig schon 
abgeschrieben.“ Im Gebäuderreini-
gungshandwerk gibt es seit einem 
Jahr in sieben Lohngruppen einen 
allgemeinverbindlichen Mindest-
lohn.

Katholische Unternehmen fordern 
Prämie für Bildungssparen. FAZ, Die. 
22.7.08. Der Staat solle nicht nur das 
Bausparen fördern, sondern auch den 
Aufbau persönlichen Bildungsvermö-
gens durch Eltern unterstützen. Wer 
für sein Kind Geld auf ein gesondertes 
Bildungssparkonto einzahlt, der soll-
te aus Steuermitteln eine Prämie von 
10% bekommen und zudem Bildungs-
sparen als Sonderausgabe steuerlich 
absetzen können. Diese Vorschläge 
macht der Bund katholischer Unter-
nehmer (BKU) in einem Grundsatz-
papier zur Bildungsfinanzierung, in 
dem auch eine starke Umschichtung 
öffentlicher Mittel aus dem universi-
tären in den vorschulischen Bereich 
verlangt wird. Hochschulen sollten 
sich dagegen wieder aus Studienge-
bühren finanzieren.

DIHK fürchtet Nachteile für Arbeit­
geber durch Gesundheitsfonds. FR, 
Mi. 23.7.08. Viele Betriebskranken-
kassen, die bisher günstige Sätze an-
bieten könnten, würden zu Verlierern 
des Gesundheitsfonds, sagte der Prä-
sident des Deutschen Industrie- und 
Handelskammertages, L. G. Braun. 
Durch den Einheitsbeitrag von zu-
nächst 15,5% würden sie auf diese 
Weise zunächst zu drastisch stei-
genden Beiträgen gezwungen, rügte 
Braun. „Den Überschuss, den sie er-
zielen, dürfen sie zwar teilweise wie-
der ausschütten, allerdings nur an die 
Arbeitnehmer.“  

Kirchen warnen vor „überhöhter 
Lohnuntergrenze“ im Pflegebereich. 
FAZ, Do. 24.07.08. Der Generalsekre-
tär des Deutschen Caritasverbandes, 
G. Cremer sagt: „Wir sind gegen einen 
zu hohen gesetzlichen Mindestlohn 
von 7,50 Euro, denn wir befürchten, 
dass dann Beschäftigung für Men-
schen mit geringer Qualifikation weg-
bricht.“ Eher könnten sich Caritas und 
Diakonie mit einem Mindestlohn-Ta-
rifvertrag, anfreunden. Die Arbeit-
geberseite in den kirchlichen Heimen 
von Diakonie und Caritas spricht von 
der Gefahr der Abwanderung in die 
Schwarzarbeit.
�  Presseauswertung: rst

Wirtschafts- 

presse
Wesentliche Verschlechterungen

Mit dem jetzt vorgelegten Kompromiss 
der Sozialminister steuert die euro-
päische Gewerkschaftsbewegung auf 
eine echte Niederlage zu. Was sind die 
wesentlichen Inhalte?

• Das Opt-Out wird beibehalten und 
eröffnet Arbeitszeiten von bis zu 60 
Stunden. Kommen inaktive Bereit-
schaftszeiten hinzu, bis zu 65 Stunden. 
Ist das Opt-Out in Tarifverträgen gere-
gelt, könnte theoretisch bis zu 78 Stun-
den die Woche gearbeitet werden. Der 
Ausgleichszeitraum für diese Höchst-
arbeitszeiten beträgt drei Monate.

• Einschränkungen: Kein Opt-Out 
bei Vertragsabschluss und während 
des ersten Beschäftigungsmonats; 
Ausstiegsklausel für die ersten sechs 
Monate eines Opt-Out-Vertrages; der 
Arbeitgeber muss die Arbeitszeit von 
Opt-Out-Beschäftigten registrieren. 
Opt-Out-Verträge vom ersten Tag sind 
für Beschäftigte möglich, die während 
eines Jahres nicht mehr als zehn Wo-
chen bei einem Arbeitgeber beschäftigt 
sind. Für sie gelten die Begrenzungen 
auf 60 bzw. 65 Stunden nicht.

• Inaktive Bereitschaftszeiten sollen 
nicht als Arbeitszeit gerechnet werden, 
es sei denn, ein nationales Gesetz oder 
Tarifvertrag sehen dies vor. Inaktive 
Bereitschaftszeiten dürfen nicht als 
Ruhezeit gerechnet bzw. zu deren Be-
rechnung herangezogen werden.

– Der Ausgleichszeitraum für die 
durchschnittliche Wochenarbeitszeit 
von vier Monaten kann durch Gesetz 
oder einfache Rechtsverordnung (vor-
her nur durch Tarifvertrag) auf zwölf 
Monate ausgedehnt werden. 

• Die Richtlinie muss drei Jahre nach 
Inkrafttreten in nationales Recht um-
gesetzt sein. Vier Jahre nach der Um-
setzung wird die Kommission (auf Ba-
sis nationaler Berichte) Vorschläge für 
die Bekämpfung überlanger Arbeits-
zeiten machen und die Anwendung 
des Opt-Out beurteilen. Ein weiteres 
Jahr später wird der Rat gegebenen-
falls Vorschläge für eine Revision der 
Richtlinie machen. 

Gewerkschaften – beschränkt auf 
Kommentierung

Von Beginn an hatten die europäischen 
Gewerkschaften ihre Propaganda 
auf die Opt-Out-Klausel und auf die 
Betrachtung der Bereitschaftsdiens-
te konzentriert. Der EGB hat immer 
wieder Positionspapiere vorgelegt und 
sich zwecks Einflussnahme an das 
Europaparlament (EP) gewandt. Die 
Frage der Ausgleichzeiträume für die 
durchschnittliche Wochenarbeitszeit 
und damit der Zugang zu der Ausein-
andersetzung mit der europaweit um 
sich greifenden Flexibilisierung der 
Arbeitszeit hatte dabei jedoch keine 
wesentliche Rolle gespielt. Zu diesem 

Komplex gehört auch die fehlende Dis-
kussion um und Propaganda für Be-
grenzungen bei der täglichen Höchst-
arbeitszeit. 

Vor allem ist jedoch keine politische 
Praxis zur Arbeitszeit entwickelt wor-
den. Beispielsweise böten die Europä-
ischen Betriebsräte ein eigenes Akti-
onsfeld, in dem über Informationsaus-
tausch, Erhebungen von Praktiken und 
die Formulierung von Mindestanfor-
derungen das Thema behandelt werden 
könnte. Eine so wichtige Vorgabe wie 
die Verpflichtung des Arbeitgebers ge-
gen Monotonie vorzugehen (Artikel 13) 
ist nie praktisch aufgegriffen worden. 
Es wäre (und ist) ein Leichtes, die Kom-
mission aufzufordern, darüber Bericht 
zu erstatten, ob und wie diese Pas-
sage national umgesetzt wurde, und 
dann mit eigenen Anforderungen und 
Vorschlägen für spezifische Tätigkeits-
bereiche aufzuwarten, wie Monotonie 
reduziert werden kann. Es steht zu 
befürchten, dass der EGB die Verant-
wortung für die weitere Entwicklung 
nun, wie in seiner Erklärung angedeu-
tet, dem EP überantwortet. 

Die Haltung des Europäischen  
Parlaments

In der ersten Lesung des Parlaments 
am 11. Mai 2005 wurde das Auslaufen 
der Opt-Out Regel gefordert sowie die 
Betrachtung des sogenannten inak-
tiven Teils des Bereitschaftsdienstes 
als Arbeitszeit. Ebenso hatte das EP 
einer Verlängerung der Bezugszeiträu-
me für die durchschnittliche wöchent-
liche Arbeitszeit von vier auf zwölf 
Monate eine Absage erteilt. Es gab auch 
Vorschläge, Regelungen zur täglichen 
Höchstarbeitszeit aufzunehmen, die 
jedoch keine Mehrheit fanden. 

Jetzt wird die offizielle Position des 
Rates wahrscheinlich Ende September 
an das EP weitergeleitet. Von diesem 
Zeitpunkt an hat das Parlament drei 
Monate Zeit die Ergebnisse seiner zwei-
ten Lesung zu übermitteln. Sollte das 
EP auf seine alten Positionen bestehen, 
dürfte eine Vermittlung der Positionen 
von Rat und Parlament scheitern. Par-
lamentarier der sozialdemokratischen 
Fraktion brachten bereits ins Spiel, 
den Entwurf insgesamt abzulehnen. 
Die GUE/NGL hat dies in ihrer Pres-
seerklärung ausdrücklich angekündi-
gt. Damit wäre der Revisionsentwurf 
vom Tisch. Die alte Richtlinie von 1993 
bliebe in Kraft. Für die Beschäftigten 
und die europäischen Gewerkschaften 
nicht das Schlechteste. Allerdings ist 
mit dem Vorschlag, das Opt-Out in vier 
Jahren nach Umsetzung der Richtlinie 
erneut zu prüfen, Kritikern in der so-
zialdemokratischen Fraktion ein Pfad 
bereitet, der Vorlage doch noch zuzu-
stimmen. � (rog)

Fortsetzung von Seite 17: EU-Arbeitszeitrichtlinie
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„Für weite Teile der Öffentlichkeit ist 
das traditionelle Tibet vor 1950 immer 
noch ein weltentrücktes  geheimnis-
volles Land, in dem die  Menschen allein 
nach spiritueller Weisheit streben und 
ein bemerkenswertes Desinteresse an 
den materiellen Errungenschaften der 
modernen Zivilisation zeigen.“  (Ka-
renina Kollmar-Paulenz, Kleine Ge-
schichte Tibets). Dieser Eindruck wird 
verstärkt durch das Bild, das auch die 
tibetische Exilregierung in Dharam-
sala zeichnet: Tibet, ein Land des Bud-
dhismus in seiner reinen Urform, ein 
Land, in dem Mönche und Nonnen in 
abgeschiedenen Tempeln allein darauf 
bedacht sind, Mitgefühl und Weisheit 
zu erlangen, frei von jeglichem welt-
lichem Machtstreben. Das lässt sich 
auch touristisch gut vermarkten: ein 
mit sich selbst und der Natur im Ein-
klang stehendes Volk, das außerdem 
„auf Grund der natürlichen Umgebung 
seinen Sinn für Freiheit und Eigen-
ständigkeit stets wach gehalten hat“, so 
der Dalai Lama 1999. In der deutschen  
Medienöffentlichkeit wird versucht, 
dieses Phantombild dahingehend zu 
beeinflussen, dass Sympathie für das 
arme nach Unabhängigkeit strebende 
Land, dem die Menschenrechte verwei-
gert werden, entsteht, und gleichzei-
tig Antipathie für die große, mächtige 
Volksrepublik China, als dessen Un-
terdrückerin. 

Mit dem realen historischen Tibet 
hat das alles herzlich wenig zu tun. 
Diesem religiösen, politischen und tou-
ristischen Mythos möchte ich durch 
eine kurze Darstellung der Geschichte 
Tibets entgegentreten.

Der Anfang: das Tibetische Großreich 
von Yarlung
Wer die Bewohner Tibets vor der Mit-
te des 1. Jahrtausend waren, ist ar-
chäologisch so gut wie unerforscht. 
Man vermutet, dass Tibet etwa 12.000 
vor unserer Zeitrechnung (v.u.Z.) be-
reits besiedelt war und die Tibeter 
ursprünglich aus dem südöstlichen 
Burma gekommen sind. Die Sprachen 
dieser beider Länder weisen große 
Ähnlichkeiten auf. 

Im 7. Jahrhundert (Jhd.) wurden die 
kleinen bäuerlichen und nomadischen 
Lebensgemeinschaften in Tibet zu grö-
ßeren Einheiten zusammengefasst, an 
ihrer Spitze standen charismatische 
Clan-Fürsten (blon). Die Herrscher im 
fruchtbaren Jarlung-Tal unterwarfen 
im Laufe der Zeit die kleineren Fürs-
ten und gründeten die zentrale Jar-
lung-Dynastie, die sich bald über ganz 
Zentraltibet ausdehnte. Dem König 
(btan-po) Namri Lötsen mussten sich 
die Clanfürsten durch Eid „im Leben 
und Tod“ unterwerfen. Sie wurden ih-
rerseits mit Lehen versorgt, von deren 
Erträgen sie anteilig Naturalien abzu-
liefern hatten.  Seine Armeen schickte 
Namri bis an die Grenzen Indiens und 
Chinas (Gansu und Changan) und auch 
seine Nachfolger setzten diese Poli-
tik mit Angriffen auf die turk-mongo-
lischen Tuyu-hun im Tarimbecken in 
Ostturkestan fort und machten Nepal 
zu einem tributpflichtigen Land.

König Songtsen Gampo (ca. 618-649) 
machte Lhasa  zur Hauptstadt dieses 
großen Imperiums. Nachdem er einen 
Gelehrten drei Jahre zum Studium 
nach Indien geschickt hatte, ließ er 

durch ihn eine eigene alphabetische 
Schrift „erfinden“ und führte sie in 
Tibet ein. Sie gilt bis heute. Die ehema-
ligen Clanführer hatten sich schon bald 
zu einer tibetischen Adelsaristokratie 
entwickelt. Durch Heiratsallianzen 
band er sie an seine Herrschaft. Diese 
Politik betrieb er auch nach außen.

Bisher hatten die Tibeter den Scha-
maismus praktiziert – stark geprägt 
vom Glauben an gute und böse Geister, 
auf die man einwirken konnte und mit 
denen man sich arrangieren musste. Im 
8. Jahrhundert ließ König Trisong De-
tsen drei indische Lehrer des Buddhis-
mus, darunter der bis heute als Guru 
Rinpoche besonders verehrte Padma-
sambhava, ins Land rufen. Diese Reli-
gion sollte eine ideale Stütze für seinen 
zentralistischen Staates werden.  Er 
ließ das erste buddhistische Kloster 
in Samye errichten, inszenierte dort 
eine wichtige „Linien“-Debatte und 
erklärte den Buddhismus zur Staatsre-
ligion. Während seiner Regierungszeit 
erschien auch das erste tibetische Ge-
setzbuch. Administrativ schuf dieser 
überragende Herrscher ein durchor-
ganisiertes Reich mit den vier Dis-
trikten: Tsang im Osten, Lhasa in der 
Mitte, Yarlung im Süden und einem im 
Westen. Eine weitere Untergliederung 
grenzte militärisch geführte Einheiten 
voneinander ab: den „Zehntausend-
Distrikt“, den  „Tausend-Distrikt“ und 
einen Bereich von etwa 50 Haushalten. 
Ihnen allen standen königlich beauf-
tragte Beamte vor – ein nicht mehr 
von Familien- und Stämmestrukturen 
sondern von königlicher Ordnung be-
stimmtes Gemeinwesen.

Tibet – einem Mythos historisch begegnen

Eine jährliche Fest-
Zeremonie zu Ehren 
des Padmasambhava 
oder Guru Rinpoche, 
der den Buddhismus 
in Tibet eingeführt 
haben soll, um die 
wilden Dämonen zu 
zähmen. Der Ort ist 
das Kloster Samye 
südlich von Lhasa, 
die erste buddhisti-
sche Kloster-Grün-
dung in Tibet. In den 
Kleidern und Masken 
repräsentieren die 
Mönche alle Gott-
heiten der sechs 
verschiedenen Klas-
sen. Darstellung aus 
den Wise-Map, 19. 
Jhd.
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Der „zweite“ Buddhismus

Im 9. Jahrhundert zerfiel das Jarlung-
Reich in miteinander rivalisierende 
Königreiche und Fürstentümer. Das 
führte zwar zu ständig kriegerischen 
Überfällen von außen („dunkle Peri-
ode“), bewirkte aber im Inneren eine 
tiefe religiöse Auseinandersetzung: 
wie „rein“ musste der Buddhismus, 
bzw. wie angepasst auf „tibetische“ 
(Bön-)Vorstellungen durfte er sein? 
Eine zweite umfassende Verbreitung 
des Buddhismus fand statt. 

Ab dem 10. Jhd. wurden indische 
und benghalische Lehrer und Missio-
nare erneut ins Land geholt  und eige-
ne Reisen nach Indien unternommen, 
zu ihnen zählen Atischa und Rinchen 
Sangpo. Massenhaft wurden bud-
dhistische Texte übersetzt, Lehrmei-
nungen ausgetauscht und verbindliche 
Lehrtexte verabschiedet. Verschiedene 
„Richtungen“ bilden sich heraus, so 
erstmalig 1057 der Kadampa-Orden, 
die Zhalugpa, Gelugpa (Gelbmützen), 
Sakyapa, Phagmodrupa und Karyüpa. 

In der tibetischen Exilregierung des 
Dalai Lama in Dharamsala sind vier 
der namhaftesten Richtungen noch 
heute offiziell repräsentiert. 

Die Orden unterschieden sich weni-
ger in der dogmatischen Auslegung als 
vielmehr im Umgang mit der Ordens-
disziplin, dem Zölibat und der Form 
der Rituale (Tantra). Und vor allem: sie 
errichteten und besetzten bestimmte 
Klöster und verbanden sich mit den 
ansässigen Adelsfamilien. Bald be-
anspruchten sie sogar religiöse  Erb-
rechte. So wurde z.B. bei den Phadmo-
drupa der Neffe des alten Abtes stets 
der neue Abt, teilweise durften Äbte 
sogar heiraten.

Es entsteht eine dauerhafte feste Be-
ziehung zwischen der säkularen lo-
kalen Aristokratie als „Gabenherren“ 
und den neuen monastischen Institu-
tionen als „Gabenempfängern“. Tem-
pel und Klöster erhielten Ländereien 
als Lehen, natürlich mit den dazuge-
hörigen Bauern und Nomaden, oder 
den einzelnen Mönchen und Nonnen 

werden je 2-3 „Ernährer“ zugewiesen. 
Klöster bekamen steuerliche Privile-
gien oder wurden total vom Steuer-
zahlen befreit. Auf dieser Grundlage 
entwickelte sich sehr schnell die Macht 
im Lande zugunsten einer neuen religi-
ösen Aristokratie. Dass diese Gruppie-
rungen sich im Laufe der Jahrhunderte 
ideologisch, politisch und wiederholt 
auch kriegerisch bekämpfen, um die 
„Vorherrschaft in Tibet“ zu erlangen, 
wird niemanden wundern. 

Unter der Mongolenherrschaft

Das größte aller jemals errichteten 
Weltreiche war das des Mongolenfürs-
ten Chingis-Khan. Es reichte Anfang 
des 13. Jhds. vom Chinesischen Meer 
über Zentralasien, Persien, Rußland, 
die arabischen Länder und Kleinasien 
bis nach Ungarn und Polen. Auch wenn 
unter seinen Söhnen, Enkeln und wei-
teren Nachfolgern dies Reich in vier 
immer noch gewaltig große Khanate 
und später in kleinere Fürstentümer 
aufgeteilt wurde, herrschten doch die-
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se mongolischen Völker mehr als drei 
Jahrhunderte ununterbrochen über 
den östlichen Teil der Welt. Eines der 
Geheimnisse der gewaltigen Machtaus-
dehnung beruhte auf der Taktik der 
mongolischen Herrscher: War ein Volk 
besiegt oder unterwarf es sich ohne mi-
litärische Auseinandersetzung, wurde 
es sofort in dieses System integriert. Es 
genoss, ob mongolischer Reiternomade 
oder arabischer Sterndeuter, uneinge-
schränkt dessen Vorteile: relativ mo-
derate Tributzahlungen, Teilhabe an 
der Beute und Aufstiegsmöglichkeiten 
bis in die höchsten Ämter der Khane 
(als Soldat, Berater, Kundschafter oder 
Gelehrter).

Dschingis Khans Eroberungszüge 
führten ihn zunächst nicht nach Ti-
bet. Seine Nachfolger im Bereich des 
Groß-Khans (im Bereich Mongolei 
bis China) nahmen Kontakt mit tibe-
tischen Mönchen und Geistlichen auf,  
überfielen aber zugleich das nordöst-
liche an China grenzende Gebiet von 
Lianzhou und Tsongkha, das von den 
Tibetern beansprucht wurde. 1247 kam 
es zu einer wichtigen diplomatischen 
Begegnung zwischen dem Sohn des 
Dschingis-Khan Godan und dem ti-
betischen Fürsten Sakya Pandita. Die 
Folge: Tibet wurde dem mongolischen 
Reich eingegliedert und ihrer Admi-
nistration unterstellt. 

1253 war der spätere mongolische 
Herrscher Khubilai-Khan von der Be-
gegnung mit dem „Erhabenen“ Phag-
po (ein Sakya) so beeindruckt, dass er 

sich die buddhistische Weihe geben 
ließ, den Mönch zum „Nationalen Leh-
rer“ und damit zum Oberhaupt des 
buddhistischen Klerus ernannte. Da-
von profitierte vor allem die Gruppe 
der Sakya, die es ab 1268 zu einer 
effektiven Herrschaft als Exekutivor-
gan der Mongolenherrscher brachte. 
Im 14. Jhd. wurde diese Herrscher-
gruppe nach längeren religiösen und 
militärischen Auseinandersetzungen 
durch die Phagmodrupa abgelöst. Um 
eine wirkliche unabhängige Regierung 
handelte es sich aber nicht – alles un-
terstand weiterhin den mongolischen 
Herren.

Diese führten das System von Post-
stationen ein. Das sind Orte, an denen 
Verpflegung, Unterkunft, Kleidung 
und Versorgung mit Pferden für die 
militärische Aristokratie der Khane 
organisiert wurde. Dafür hatte die 
bäuerliche und nomadische Bevölke-
rung zu sorgen! Neben den üblichen 
Abgaben von Naturalien an die Klos-
ter-, Fürsten- und Regierungsklasse 
eine äußerst harte Belastung für sie, 
die wiederholt zu Hunger und Armut 
führte. 

Die Epoche der Dalai-Lamas

Mitte des 14. Jhds. endete die noma-
dische Yüan-Dynastie in China und 
wurde durch die Herrschaft der Ming-
Kaiser ersetzt. Die mongolischen Stäm-
me kehrten in die Steppen Asiens zu-
rück. Dadurch  wurde das 14.-17. Jhd. 
in Tibet zu einer Zeit „eigenständiger“ 
Herrschaft, in der sich eine neue poli-
tische Bewegung herausbildete, die zu 
der wichtigsten tibetischen Lehrtra-
dition geführt hat: dem Amt des Da-
lai-Lama.

Am Beginn der Erneuerung steht eine 
Art buddhistsicher Luther in der Ge-
stalt des Tsongkhapa Lobsang Drag-
pa (1357-1419), der die bisherige reli-
giöse Praxis zu reformieren beginnt. 
Der Schüler des Tsongkhapa, Gendün 
Drubpa, ist ein Lama. Das besagt zu-
nächst nur, dass er ein Mönch oder 
persönlicher Lehrer ist, er avanciert 
jedoch bald zu einer wichtigen Persön-
lichkeit, die höchste tantrische (ritu-
elle) Funktionen ausübt. Seit 1543 wird 
der 3. Lama Sönam Gyatso plötzlich 
als reguläre „Wiedergeburt“ (Tulku) 
des vorherigen 2. Lama angesehen. 
Dieser Glaube an die Wiedergeburt 
einer göttlichen, heiligen Gestalt in ei-
ner anderen Person gehört zum Wesen 
des Buddhismus. Solche  Emanationen 
können geschehen in der Gestalt „ver-
schiedener“ Buddhas, als Bhodisatt-
va-Lehrer, sowie als Formen alter und 
neuer indischer und tibetischer Götter 
und Göttinnen. Neu ist nur, dass diese 
Wiedergeburt in dem höchsten religi-
ösen Führer, dem Lama, von nun an 
systematisch und dauerhaft für alle 
Zeiten geschieht.

1577 ernennt der mongolische Fürst 
Altan Khan, der für sich und sein Volk 
den Buddhismus angenommen hat, 
den 3. Lama zum Dalai-Lama, einem 
obersten „Weltmeer-Lama“. Nicht ver-
wunderlich – allerdings als Ausnahme 
–, dass der darauf folgende wiedergebo-
rene 4. Dalai Lama, Yönten Gyatso, aus 
der Reihe der mongolischen Nachkom-
men dieses Herrschers entspringt! Als 
5. Dalai-Lama wird Ngawang Lobsang 
Gyatso (1617-1682) entdeckt. Erneut 
greift 1641 ein mongolischer Herr-
scher, Gushri-Khan, in das religiöse 
Geschehen Tibets ein: als glühender 
Verehrer des 5. Dalai Lama ernennt er 
diesen zum zukünftigen „weltlichen 
und geistlichen Herrscher Tibets“ mit 
den Titeln „Khan“ und „Dalai Lama“. 
Nun ist der stets wiedergeborene Da-
lai Lama für alle Zeiten höchster Re-
präsentant weltlicher und geistlicher 
Macht in Tibet geworden, bis heute 
hin. 

Der „Große“ 5. Dalai Lama Ngawang 
Lobsang Gyatso 1617-1682) war ein 
hervorragender Politiker und ausge-
zeichneter religiöser Führer. Er pflegte 
gute Verbindungen zu den verschie-
denen Orden im Land. Zwar schei-
terten seine Versuche, das Land Bhutan 
seinem Reich wieder einzuverleiben, 
aber gegenüber Ladakh/Kaschmir 
konnte er 1679 Gebiete in Westtibet 
zurückerobern. Damit war unter der 
Herrschaft des 5. Dalai-Lama zum ers-
ten Mal seit der Jarlung-Dynastie, dem 
„Goldenen Zeitalter“, Tibet unter einer 
Zentralregierung vereint.

Chinesische Herrschaft und britischer 
Einfluss in Tibet

Als es zu Beginn des 18. Jhds. einen 
Konflikt um die Anerkennung der Wie-
dergeburt des 7. Dalai Lama Kelsang 
Gyatso gab, wurde Lhasa von dem chi-
nesischen Mandschu-Kaiser gestürmt, 
der – gewünschte – Dalai Lama inthro-
nisiert, Tibet unter chinesisches Pro-
tektorat gestellt und sein traditionelles 
Gebiet um fast die Hälfte reduziert 
(Teile der heutigen Provinz Qinghai). 
Damit war  für Tibet um 1720 das Ende 
seiner – wenn auch meist nur relativ 
vorhandenen – Eigenständigkeit und 
Unabhängigkeit gekommen.

Ab Mitte des 18. Jhds. hatten die euro-
päischen Mächte, allen voran Rußland 
und Großbritannien – natürlich im 
Zusammenhang mit ihren kolonialis-
tischen Zielen – zunehmend ein großes 
Interesse daran, Einfluss auf Tibet zu 
gewinnen. 1774 kamen erstmals von 
Indien her die Engländer ins Land: 
George Bogle und Warren Hastings 
als Gesandte der Ostindien Company, 
um Verträge über einen zukünftigen 
Handel mit Tibet zu schließen.  1793 
beendete der chinesische Qianlong-
Kaiser die letzten Reste innen- und 
außenpolitischer Autonomie Tibets. 

Tibet, die Autonome Republik Chinas, Xi-
zang, liegt in der Mitte Zentralasiens auf 
einer Höhe von 4.000 Metern, dem „Dach 
der Welt“, umgeben von den bis zu 8000 m 
hohen Bergketten des Karakorum, Himalal-
ja, des Kunlun-Shan und den Gebirgsket-
ten Yünnans. Auf Grund seiner gewaltigen 
Schneemassen ist es der Wasserversorger 
ganz Süd- und Ostasiens: hier entspringen 
die beiden indischen Flüsse Brahmaputra 
und Ganges, nach Thailand und Vietnam 
fließen der Saluen und Mekong und nach 
China der Huang Ho und Yangtsekiang. 
Man möchte vermuten, dieses extrem hoch 
gelegene von allen Seiten durch Gebirgs-
ketten abgeschottete Plateau habe zu einer 
natürlichen Abgeschlossenheit   und einer 
kulturellen Isolierung geführt. Das ist nicht 
der Fall. Tibet ist von seiner Struktur her 
nomadisches Land, besitzt im Süden entlang 
des Flusses Tsanpo fruchtbare landwirt-
schaftliche Gebiete und ist bis heute ein 
an Rohstoffen reiches Land. Tausende von 
Kilometern über Land zu ziehen war für die 
nomadische Lebensweise dieser zentrala-
siatischen Regionen kein Thema! Weder für 
Händler, Handwerker und Pilger, noch für 
staatliche Expeditionen, Kundschafter oder 
Soldaten. Über anderthalb Jahrtausende 
hinweg hatte Tibet regen Kontakt zu den 
umliegenden Ländern und Völkern. Wurde 
es nach außen „abgeriegelt“, so hatte das 
politische Gründe.
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Zwei „Ambane“ genannte Statthalter 
kontrollierten zukünftig das Land, sie 
bestimmten über Grenzen, Steuern, 
Staatsfinanzen, Handel und auswär-
tige Beziehungen und beschlossen, Ti-
bet nach außen völlig abzuschotten. Es 
wurde zu einem „verbotenen Land“.

Nachdem Großbritannien seit dem 
Opiumkrieg 1842 die Öffnung der chi-
nesischen Häfen für den kolonialen 
Handel erreicht und das Land weit-
gehend „im Griff“ hatte, konnte es ab 
1876 wieder Expeditionen nach Tibet 
durchzuführen. Ihr Vertreter Colman 
Macauly wurde aber von tibetischen 
Truppen abgefangen und zum Rückzug 
gezwungen. Die Briten antworteten an 
der Grenze nach Sikkim mit einer mili-
tärische Kampagne gegen Tibet. 

In Russland fand Großbritannien 
seinen erbitterten Konkurrenten. Die 
Russen unter Führung des Diplomaten 
Agvan Dorjev wurde zum offiziellen 
und geheimen Berater des neuen 13. 
Dalai Lama, Thubten Gyatso (1876-
1933). Daraufhin griffen die Briten 1904 
erneut zu militärischen Mittteln. Mit 
einem Truppenkontingent von 3.000 
Soldaten besetzte Francis Younghus-
band mit Zustimmung der Regierung 
in London (Lord Curzon) das tibetische 
Chumbi-Tal. Der Dalai Lama floh nach 
Urga. In der „Lhasa Convention“ muss-
te Tibet die britische Herrschaft in Sik-
kim und die Besetzung in Chumbi an-
erkennen. Ausländische Beziehungen 
des Landes durften zukünftig nur noch 
mit ausdrücklicher Zustimmung der 
Briten aufgenommen werden!

Russland und China reagierten em-
pört und Mandschu-General Zhao Er-
feng schickte seine Truppen ins Land. 
Während der Abwesenheit des Dalai 
Lama wurde die gesamte Bevölkerung 
Tibets erneut zu Untertanen des chi-
nesischen Kaisers erklärt. Großbri-
tannien stimmte schließlich zu. Ein 
Versuch, den Dalai Lama abzusetzen 
stieß in Tibet bei der Bevölkerung auf 
erbitterten Widerstand. Wenige Jahre 
später – 1911 – wurde die Mandschu-
Dynastie in China gestürzt, der Kaiser 
nach über 2000 Jahren abgesetzt und 
eine Republik ausgerufen. In einem 
Drei-Punkte-Abkommen erreichte Ti-
bet den Abzug der chinesischen Trup-
pen und erklärte nach der Rückkehr 
des Dalai Lama 1913 seine Unabhän-
gigkeit. China verweigerte seine Zu-
stimmung. Das jahrelange Tauziehen 
zwischen den beiden kolonialen Mäch-
ten und China um Tibet hatte sein Ende 
gefunden

Unabhängig, aber reformunfähig

Die entscheidende Frage für die Zu-
kunft Tibets zu Beginn des 20. Jhds. 
war jedoch nicht die Frage nach der 
Unabhängigkeit des Landes, sondern 
ob es ihm gelingen würde aus einem 
bis dato total rückständigen Land ein 
modernes Tibet zu machen, das wirt-

schaftlich und politisch aus eigener 
Kraft lebensfähig sei. Der 13. Dalai 
Lama Thubten Gyatso versucht es mit 
aller Kraft. 

Zunächst wurden internationale 
Kontakte geknüpft und die Grenzen 
geöffnet. Dann sollten technische Er-
rungenschaften eingeführt werden: 
eine Telegrafenlinie, ein allgemeines 
Postwesen und der Druck von Papier-
geld. Mit Hilfe indischer Experten wur-
den Schulen eingerichtet. Neue Wirt-
schaftszweige wie Goldabbau sollten 
neue Arbeitsmöglichkeiten schaffen 
und die staatlichen Kassen füllen. Die 
Armee musste aufgebaut und moderni-
siert werden, das Steuersystem – bisher 
nur eine Belastung der arbeitenden 
Klassen – neu reguliert werden.

Wie vor Jahrtausenden, besaßen die 
tibetischen Bauern und Nomaden kein 
eigenes Land, es gehörte immer noch 
der alten Kloster- und Adelsaristokra-
tie und den Regierungsvertretern. Ob 
es die nicht-buddhistischen Schulen 
waren oder der von den Geistern nicht 
erlaubte Erdabbau für neue Fabriken, 
alles stieß auf erbitterten Widerstand 
der alteingesessenen Klostergemein-
schaften und der Adligen. Ihre Pri-
vilegien, ihre auf Ausbeutung der 
Mehrheit der Bevölkerung beruhende 
Wohlstand, ihre soziale und religiöse 
Lebensweise – nichts davon waren sie 
bereit aufzugeben.

Leider fand der Dalai Lama bei sei-
nen Reformversuchen keine Unterstüt-
zung und wirkliche Verbündete. Auch 
nicht bei dem mit ihm gemeinsam re-
gierenden Panchen Lama. Dieser woll-
te weiter mit China kooperieren, jener 
nach englischem Muster vorgehen. 1926 
scheiterten alle Reformen endgültig, 
der Dalai Lama starb 1933.

Die Regentschaft übernahm Reting 
Ripoche, ein machthungriger und 
skrupelloser Politiker, 1941 Takta Ri-
poche, der immerhin das System der 
Begünstigung beenden konnte. Er wur-
de daraufhin ermordet. Noch schlim-
mer erging es einem reformfreudigen 
Beamten namens Lunghar – er wurde 
grausam bestraft, geblendet, enteignet 
und aus der Regierung entfernt. 1935 
fand die Inthronisation des neuen 14. 
Dalai Lama, Tenzin Gyatso, statt, den 
wir als den heutigen Dalai Lama in der 
Exilregierung in Dharamsala in Indien 
und durch seine Besuche in Deutsch-
land kennen.

Über die besonderen Probleme sei-
ner Exilregierung, über die historische 
Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg und 
die damit zusammenhängende Frage, 
ob Tibet zukünftig eine neue staatliche 
Unabhängigkeit erringen kann oder 
als Autonome Republik Tibet (TAR) 
weiter zur Volksrepublik China ge-
hören möchte, soll in einem weiteren 
Artikel in den nächsten „Politischen 
Berichten“ behandelt werden.

�E dda Lechner, Norderstedt

Deutsch-Tschechisches Wochenende 
– „Für eine gute Nachbarschaft“

• 	 Aus Anlass des 70. Jahres-
tages des Münchner Diktats 
vom 29. September 1938 

•	 Vom 10. – 12. Oktober 
2008 in München 

•  	Veranstaltungsort: Kurt- 
Eisner-Verein, Westend
straße 19, 80339 München

	 Programm
	
	
Freitag, 10. Oktober 

18 Uhr: Begrüßung und Vorstellung 
der Teilnehmer – Gemeinsames 
Abendessen (Buffet)

	 Anmerkungen zur böhmischen 
und bayerischen Küche. Von 
Dr. Martin Franc, Historiker, 
Prag. Ort: Kurt-Eisner-Verein 
(Regionalbüro der Rosa 
Luxemburg Stiftung)

	 Samstag, 11. Oktober

9 Uhr – 12 Uhr: Wir zeigen unseren 
tschechischen Gästen ein 
Stück des heutigen München 
und erinnern an verschiedene 
Ereignisse der gemeinsamen 
Geschichte. 

	 Treffpunkt: Vor dem CVJM-
Gästehaus, Landwehrstraße 13

12 Uhr – 13Uhr: Mittagessen in der 
Nähe des Königsplatzes

14 Uhr – 15.30 Uhr: Gang über 
den Königsplatz (Kultstätte der 
Nazis; Bücherverbrennung 1933; 
künftiger Standort des geplanten 
NS-Dokumentationszentrums) 
— Besichtigung der heutigen 
Musikhochschule (ehemals 
Führerbau) einschließlich 
des Saales, in dem 1938 das 
Münchner Diktat unterzeichnet 
wurde

	  — Vorstellung der 
Stolpersteininitiative und Infor
mationen über die provisorische 
Verlegung von Stolpersteinen 
in der Eingangshalle der Musik
hochschule sowie über die 
tschechischen Antifaschisten 
Gebhard Jiru und Karel Mervart, 
für die Stolpersteine geplant sind

15.30 Uhr – 17 Uhr: Möglichkeit 
zum gemeinsamen Besuch einer 
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Offener Brief an den Chefredakteur 
der Tageszeitung „junge Welt“

Von Gabi Zimmer:
Brüssel, 16.07.2008
Sehr geehrter Herr Schölzel,
mit Empörung habe ich in der Aus-

gabe vom 9. Juli 2008 den Artikel von 
Harald Neuber „Strategischer Rückzie-
her des Tages“ zur Kenntnis genommen. 
Der Beitrag ist schlecht recherchiert, er 
enthält zahlreiche der Wahrheit nicht 
entsprechende Aussagen und diffamiert 
unseren Kollegen André Brie. Daher 
halte ich folgende Klarstellung für not-
wendig:

1. Im Ergebnis der Entscheidung des 
Auswärtigen Ausschusses wurde Dr. 
André Brie zum Berichterstatter des 
Europäischen Parlaments zum Thema 
„Stabilisierung Afghanistans: Heraus-
forderungen für die EU und die interna-
tionale Gemeinschaft“ benannt. Seine 
Aufgabe bestand darin, eine Stellung-
nahme des Parlaments, das sich bekann-
termaßen aus Vertretern unterschied-
lichster politischer Parteien zusammen-
setzt, vorzubereiten. Ein solcher Bericht 
unterscheidet sich naturgemäß von der 
Stellungnahme einer politischen Partei.

2. Länderberichte des Europäischen 
Parlaments verfolgen das Ziel, Heraus-
forderungen für die Politik der Euro-
päischen Union zu identifizieren und 
Vorschläge zu ihrer Bewältigung zu 
machen. Es gibt bekanntlich keine Mi-
litärmission der EU in Afghanistan. Die 
EU ist mit humanitärer und Wiederauf-
bau-Hilfe sowie einer Polizeimission in 
Afghanistan aktiv. Mit den Ergebnis-
sen und Problemen dieser Aktivitäten 
beschäftigt sich der Bericht von André 
Brie. Das Parlament würdigt die Erfolge, 
die im Ergebnis der Bemühungen der 
Afghaninnen und Afghanen in der ver-
gangenen Jahren erreicht wurden, und 
benennt die Defizite der afghanischen 
und internationalen Politik. Es fordert 
eine neue Strategie der internationalen 
Gemeinschaft und der afghanischen Re-
gierung, in deren Mittelpunkt der zivile 
gesellschaftliche Wiederaufbau steht.

Die Beiträge ihrer Zeitung zum Afgha-
nistan-Bericht des Europäischen Par-
laments negieren diese Tatsachen und 
malen damit ein falsches Bild von der 
Arbeit des Berichterstatters.

3. Im Ergebnis der Abstimmungen 
im Parlament enthält der Bericht auch 
einige Paragraphen zur Rolle des aus-
ländischen Militärs, die den Positionen 
der Linkspartei widersprechen. Harald 
Neuber behauptet in seinem Artikel, 
dass André Brie diese Positionen un-
terstützt. Er verschweigt, dass André 
Brie im Namen unserer Fraktion genau 
zu diesen Artikeln Änderungsanträge 
eingebracht hat. In diesen Anträgen – die 
Paragraphen des Berichtsentwurfs von 
André Brie aufnehmen – wird betont,

• „dass die internationale Gemein-
schaft unbedingt untersuchen muss, wel-

che strategischen und konzep-
tionellen Fehleinschätzungen 
zur jetzigen Lage in Afgha-
nistan beigetragen haben, was 
eine ehrliche Bewertung der aktuellen 
Militärstrategie und der Strategie für 
den zivilen Wiederaufbau einschließt;

• …, dass ein deutlicher Strategie-
wechsel erfolgen muss, weil Frieden, Si-
cherheit und Entwicklung nur erreich-
bar sind, wenn die Spirale der Gewalt 
unterbrochen wird, wenn an die Stelle 
der bislang im Vordergrund stehenden 
militärischen Lösung verstärkte An-
strengungen auf dem Gebiet des zivilen 
Wiederaufbaus treten und wenn im Er-
gebnis dessen die afghanische Bevölke-
rung wieder Vertrauen fasst.“

In einem weiteren Änderungsantrag 
fordert André Brie im Namen der Frak-
tion „das sofortige Ende der Militärope-
rationen und den Rückzug der auslän-
dischen Truppen aus Afghanistan“.

Die Behauptung Ihres Redakteurs Ha-
rald Neuber, dass der Koordinator unser 
Fraktion für Außenpolitik sich für die 
„Besatzung“ ausgesprochen habe und 
die friedenspolitischen Grundsätze der 
Linken angreife, ist nicht nur eine Ver-
leumdung André Bries, sondern gleich-
zeitig ein Angriff auf unsere Fraktion. 
Eine solche Verfälschung der Wahrheit 
durch Ihren Redakteur kann nicht un-
korrigiert stehen bleiben.

4. Nicht „der Druck aus den eige-
nen Reihen“, wie von Harald Neuber 
kolportiert, sondern eine konsequente 
Haltung hat zum Entschluss von André 
Brie geführt, seinen Namen vom Bericht 
zurückzuziehen. Die Fraktion wurde 
bereits in der Sekretariatssitzung zur 
Vorbereitung des Plenums vom 27. Juni, 
zwei Tage nach der Abstimmung im Aus-
wärtigen Ausschuss, über diese Absicht 
informiert.

Im Protokoll der EP-Plenarsitzung 
vom 8. Juli 2008 hätte Harald Neuber 
André Bries Begründung für seinen 
Rückzug vom Bericht nachlesen können: 
„Es ist mir nicht gelungen, eine Mehrheit 
davon zu überzeugen, dass die Probleme 
Afghanistans nicht militärisch gelöst 
werden können. Wenn nun die Parla-
mentsmehrheit sogar eine Verstärkung 
der Truppen fordert und nationale Vor-
behalte in den Mitgliedstaaten missach-
tet werden sollen, werden das eigentliche 
Anliegen des Berichts und mein persön-
liches konterkariert. Dass dabei auch der 
Mehrheitswillen in allen europäischen 
Bevölkerungen ignoriert werden soll, ist 
unakzeptabel für Afghanistan – das zei-
gen die Ereignisse der letzten Tage – und 
ist die falsche Politik.“ (…)
Mit freundlichen Grüßen
Gabi Zimmer
Mitglied des Europäischen Parlaments 
und Sprecherin der Delegation DIE 
LINKE. im EP
Druckversion: http://www.dielinke-europa.eu/
dokumente/reden/view_dok_html?zid=3494
© www.linkspartei.pds-europa.de GUE/NGL

In & bei der 

LinkenDeutsch-Tschechisches Wochenende 
– „Für eine gute Nachbarschaft“

Münchner Gemäldegalerie in der 
Nähe des Königsplatzes

Abends:	Zeit zum weiteren 
Kennenlernen, gemeinsamen 
Biertrinken, Diskutieren, Erholen 
etc. 

	  
	 Sonntag, 12. Oktober

9 Uhr – 11 Uhr: „Aktuelle Probleme 
in den Beziehungen zwischen 
Bayern und Tschechien im Lichte 
des europäischen Dialogs“.  
Referenten: N.N., Vertreter von 
SPED;  Martin Fochler (Kurt-
Eisner-Verein). Ort: Kurt-Eisner-
Verein

11 Uhr – 12  Uhr: Auswertung des 
Wochenendes, Ausblick auf die 
weitere Zusammenarbeit. Ort: 
Kurt-Eisner-Verein

12 Uhr – 13  Uhr: Mittagessen, Ende 
der Tagung

ANMELDUNG UND BEITRAG: 
Teilnehmerbeitrag: 40 Euro für die 
gesamte Tagung einschließlich 
Führungen, Essen etc., ermäßigt 
20 Euro für Hartz-IV-Empfänger, 
Schüler, Studenten, Arbeitslose, bei 
Anmeldung bitte einzahlen auf das 
Konto: Kurt-Eisner-Verein, Konto Nr. 
714395807
Postbank München, BLZ 700 100 80

Spenden: Spenden für die Tagung sind 
erwünscht, unter dem Kennwort „Gute 
Nachbarschaft“ auf das oben angege-
bene Konto des KEV.

ANMELDUNG  bis spätestens 10.9.2008 
bei Lili Schlumberger-Dogu (verantwort-
lich für die Organisation der Tagung) mit 
Angabe von Namen und Adresse unter 
der Mail-Adresse lilischlumberger@aol.
com oder der Postadresse Lili Schlum-
berger-Dogu, Schleißheimer Str. 32B, 
85221 Dachau.

Diese Tagung wird veranstaltet von: 
Kurt-Eisner-Verein für politische Bil-
dung e.V. (KEV) – Die Rosa Luxemburg 
Stiftung in Bayern in Zusammenarbeit 
mit Spolecnost pro Evropsky Dialog 
(SPED – Gesellschaft für europäischen 
Dialog) und der Redaktion der Deutsch-
Tschechischen Nachrichten (DTN). Sie 
wird von der LINKEN. Stadtratsgruppe, 
Stadträtin Brigitte Wolf, gefördert.
 
V.i.S.d.P.: Lili Schlumberger-Dogu, 
Schleißheimer Str. 32B, 	
85221 Dachau
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14. November. Erfurt. Bundesdelegiertenkonferenz Bünd-
nis 90/Grüne.

15. November. Hamburg. Landesparteitag der Linken Ham-
burg.

6. Dezember. Landesparteitag der Linken Baden-Würt-
temberg 

24. Januar. Aufstellung der Landesliste Baden-Württem-
berg der Linken zur Bundestagswahl.

31. Januar. Aufstellung der Landesliste Niedersachsen der 
Linken zur Bundestagswahl.

ArGe Konkrete Demokratie – Soziale Befreiung 

Sommerschule 2008 

Donnerstag, den 14. August bis  
Sonntag, den 17. August in Erfurt
1. Kurs: Kulturwissenschaften
„Bürgerrechte im Krieg“. 
Für die Vorbereitungsgruppe: Christiane Schneider, (gnn-
hamburg@freenet.de), Eva Detscher

2. Kurs: Wirtschaft

Stadtwerke – Entstehung, Entwicklung, Aussichten und 
Bedeutung für linke Reformpolitik.
Für die Vorbereitungsgruppe Martin Fochler (martin.foch-
ler@freenet.de), Rüdiger Lötzer

3. Kurs: Internationale Politik

1930–1960 – Die Entstehung einer Theorie der Internationa­
len Beziehungen: die sog. „realistische Schule“.
Für die Vorbereitungsgruppe: Christoph Cornides

Allgemeine Informationen:

Die Sommerschule findet vom 14. bis 17. August in der Thü-
ringer Landeshauptstadt Erfurt statt. Beginn am 14. August 
um 14 Uhr, Ende nach Absprache am Sonntagvormittag.
Wir tagen wie zuletzt in der Jugendherberge Hochheimer 
Straße, und übernachtendrei Minuten entfernt in der Ju-
gendherberge Klingenstr. Adresse: HJ Erfurt, Hochheimer 
Str. 12, Klingenstr.4, 99094 Erfurt, Tel. (03 61) 5 62 67 05. 
Die JH ist vom Bahnhof Erfurt mit der Straßenbahn 5 bis 
Endstation Steigerstraße zu erreichen, von dort sind es noch 
ca. 200 m Fußweg. Autofahrer nehmen die Abfahrt Erfurt-
West, dann die B4 bis zum Stadtring, biegen dann links in die 
Schillerstraße (B7) und achten auf die Ausschilderung JH.
Die Kosten für Übernachtung plus Halbpension betrugen 
zuletzt 26 Euro/Tag und Person. Am Anreisetag wird es 
ein Abendessen, an den beiden folgenden Tagen jeweils ein 
Mittagessen geben.

Im Rahmen der Sommerschule findet die Mitgliederver­
sammlung der ArGe statt.

29. August. Landesparteitag der Linken Hessen.

20. September. Berlin und Stuttgart. Demonstrationen 
„Truppen raus aus Afghanistan“. Veranstalter Friedensbe-
wegung. Stuttgart: 12 Uhr Lautenschlagerstr. (gegenüber 
Hauptbahnhof). Berlin: 12 Uhr Brandenburger Tor.
25. September. Berlin. Für unsere Krankenhäuser. Groß-
demonstration. Veranstalter: Aktionsbündnis Rettung der 
Krankenhäuser mit Verdi, Städtetag, Krankenhausträgern. 
13 Uhr. Brandenburger Tor.

27. September. Neumünster. Landesparteitag der Linken 
Schleswig-Holstein.

27. September. Würzburg. Bundestreffen der AG Betrieb & 
Gewerkschaft der Linkspartei.

11. Oktober. Berlin. „Freiheit statt Angst“ Demonstration 
gegen den Überwachungsstaat. Veranstalter: AK Vorratsda-
tenspeicherung. Aufruf: www.FreiheitstattAngst.de.

18. Oktober. Essen. Landesparteitag der Linken Nordrhein-
Westfalen.

1. November. Landesparteitag der Linken Niedersachsen.

4. November. USA. Präsidentschaftswahlen.

Jahr Monat Wo? Was?
Ter-
min

Wahl-
periode

2008 Sept. Bayern Landtag 28.9. 5 Jahre
Sept. Brandenburg Kommunal 28.9. 5 Jahre

2009 Mai Bundesversamml. Bundespräs 23.5. 5 Jahre
Juni EU Euro. Parl. 7.6. 5 Jahre
Juni Baden-Württemb. Kommunal 7.6.? 5 Jahre
Juni? Mecklenb.-Vorp. Kommunal 7.6.? 5 Jahre
Juni? NRW Kommunal 7.6.? 5 Jahre
Juni? Rheinland-Pfalz Kommunal 7.6.? 5 Jahre
Juni? Saarland Kommunal 7.6.? 5 Jahre
Juni? Sachsen Kommunal 7.6.? 5 Jahre
Juni? Sachsen-Anhalt Kommunal 7.6.? 5 Jahre
05-07 Thüringen Kommunal 5 Jahre
07-09 Thüringen Landtag 5 Jahre
Sept. Bund Bundestag 27.9. 4 Jahre
Herbst Brandenburg Landtag 5 Jahre
Herbst Saarland Landtag 5 Jahre
Herbst Sachsen Landtag 5 Jahre

 Quelle: www.bundestag.de/parlament/wahlen/wahltermine.html

Vorschau auf Wahlen


